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Seit Mitte 1894 etwa hat man in weiteren Kreiſen bei uns 
angefangen, der polniſchen Frage die Aufmerkſamkeit zuzu— 
wenden, die ſie vom deutſch-nationalen Standpunkt wie von 
dem der preußiſchen „Staatsraiſon“ verdient, womit aber nicht 
geſagt ſein ſoll, daß Verſtändnis und thatkräftiges Eingreifen gleich— 
bedeutend wären. Das kommt in Deutſchland überhaupt ſo leicht 
nicht vor. Jede Entſchließung iſt bei uns mehr als anderswo 
„von des Gedankens Bläſſe angekränkelt“, regelmäßig müſſen wir 
durch endloſe theoretiſche Erwägungen aller Art hindurch, ehe wir 
auf irgend einem Gebiet zur That gelangen. Beſonders ſchwer 
wird uns das aber ſtets, wenn es ſich um eine That in natio— 
nalem Sinne handelt, denn dazu ſind wir von vornherein nicht 
geneigt, im ſchärfſten Gegenſatze zu Romanen und Slaven, 
bei denen die nationalen Geſichtspunkte ſtets ſozuſagen unwillkür— 
lich, inſtinktmäßig in den Vordergrund treten, während wir zu— 
nächſt an das „Allgemeinmenſchliche“ denken. Dieſe Auffaſſung 
aber ſtimmt naturgemäß ſehr milde, weil ſie in jeder Eigenart nur 
eine „Ausſtrahlung“ des Allgemeinen erblickt; deshalb glaubt ſie 
aber auch „Nachſicht“ üben zu müſſen; namentlich den Polen 
gegenüber hat das lange als eine Art „Ehrenpflicht“ gegolten, weil 
ſie ſeit hundert Jahren zu den „Unterdrückten“ zählen und weil der 
preußiſche Staat „als Vertreter des Deutſchtums“ neben Rußland 
und Oſterreich als „Schuldiger“ erſcheint, der als ſolcher die 
Pflicht hat, wieder „gut zu machen“. Seit Poſen einen Teil 
der Monarchie bildet, iſt dieſe Auffaſſung bei uns gang und gäbe 
geweſen; nach dem Aufſtand von 1830 aber ſah ſich das Polen— 
tum vollends mit dem Nimbus des „Märtyrers“ umgeben, was 
zu der rührſelig-ſchwächlichen Denkweiſe jener Tage unüber— 
trefflich paßte. Zu der „Griechenſchwärmerei“, in der ſich unſere 
Dichter in den zwanziger Jahren dieſes Jahrhunderts zweck— 
und ſinnlos ergangen hatten, geſellte ſich im nächſten Jahr- 
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zehnt die noch viel unbegreiflichere Verherrlichung der Polen, 
die ſeit undenklicher Zeit unſere geſchworenen Feinde ſind, und 
denen wir keinerlei Kulturerrungenſchaft zu danken haben, während 
ſie auch in dieſer Hinſicht von deutſchem „Fette“ zehren. Sie 
haben dafür aber nie die geringſte Anerkennung gehabt, ſondern 
uns ſtets mit ungeheucheltem, glühendem Haſſe verfolgt; was bei 
dieſen gelungenſten Zöglingen der Jeſuiten allerdings ſchon an 
ſich verſtändlich wäre, hier aber überdies aus der unverſieglichen 
Quelle uralter Stammesfeindſchaft ſchöpft. Dieſe Miſchung iſt in 
der That ſo „echt“ als möglich. Die Jeſuiten haben im 16. und 
17. Jahrhundert in Polen eine Rolle geſpielt, wie nirgend ſonſt, 
das Reich der Habsburger während des dre 

allein ausgenommen. Unter den Siegismunden und ihren nächſten 
Nachfolgern waren ſie drauf und dran, nicht nur Livland, das 
auch von der damaligen Großmacht Schweden heftig begehrt 
wurde, vollſtändig zu katholiſieren, zu Anfang des 17. Jahr⸗ 
hunderts durften ſie ſogar die Hoffnung hegen, in Rußland dauernd 
feſten Fuß zu faſſen und es im Gefolge der polniſchen Maſſen 
— die ſiegreich bis Moskau gelangt waren, um den falſchen De— 
metrius als Vaſallen Polens zum Zaren zu machen — für die 
valleinſeligmachende Kirche“ zu gewinnen. Der Rückſchlag iſt 
allerdings ſehr bald gefolgt. Unter Guſtav Adolf drangen die 
Schweden in Livland unaufhaltſam vor, und die Moskowiter 
wußten die Polen mit blutigen Köpfen heimzuſenden. Damit war 
der jeſuitiſche Anſturm im Oſten der Hauptſache nach endgültig 
abgeſchlagen, und bald ſollte der allmähliche Niedergang Polens 
ſich vollenden. Die fanatiſch katholiſche, dem evangeliſchen Weſen 
unverſöhnlich gegenüberſtehende Geſinnung der Polen aber blieb 
dieſelbe, wie die Jeſuiten ſie großgezogen hatten. Noch im Jahr 
1724 hat das „Blutbad von Thorn“ davon Zeugnis gegeben. 
Während der letzten Hälfte des 18. Jahrhunderts konnte dieſe 
Geſinnung nach außen nicht mehr ſo ſchroff hervortreten, weil die 
polniſche „Republik“ damals in ihren Todeszuckungen lag und von 
den Nachbarn bereits als gute Beute angeſehen wurde. Schon 
während dieſes Auflöſungsprozeſſes aber zeigte es ſich deutlich, daß 
der verhaßteſte unter ihren Widerſachern nicht Rußland war, 
ſondern das vergleichsweiſe viel ſchonender vorgehende Preußen; 
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und jo iſt es bis auf den heutigen Tag geblieben; umgekehrt haben 
ſich die Polen mit Oſterreich immer leidlich vertragen und ver— 
ſtehen ſich mit ihm jetzt ſogar ganz vortrefflich; die kirchliche Grund— 
lage dieſes Meſſens mit verſchiedenem Maße läßt ſich aber nicht 
verkennen. Das „griechiſch-orthodoxe“ Zarenreich ſteht den Polen 
nicht jo nahe als der katholiſche Staat, den die Habsburger auf— 
gerichtet, obwohl Ströme von Blut und Thränen die beiden Völker 
ſeit mehr als 100 Jahren trennen, aber doch näher als das über— 
wiegend evangeliſch-deutſche Preußen, von dem ſie nur Gutes erfahren 
haben. Selbſt die auffällige Verwöhnung, die ihnen hier mehrfach 
zu teil geworden iſt, hat daran nichts geändert. Preußen iſt die 
„bete noire“ des Polentums und wird es immer bleiben. Man 
muß ſo wenig politiſchen und nationalen Inſtinkt beſitzen, als es 
uns überbildeten Deutſchen vielfach eigen iſt, um dieſe geſchichtlichen 
Thatſachen zu überſehen und ſich dazu noch für ſolche geſchworene 
Widerſacher zu „begeiſtern“. Trotzdem iſt das, wie ſchon erwähnt, 
Jahrzehnte lang geſchehen; ja man kann nicht einmal ſagen, daß 
eine männlichere und ſelbſtbewußtere Auffaſſung unſeres Verhält— 
niſſes zu den Polen ſchon Gemeingut der Nation geworden wäre. 
Die Beweggründe, in denen die gegenwärtige „Polenfreundſchaft“ 
unſerer vorgeſchrittenen Liberalen wurzelt, ſind mit denen der 
Vergangenheit allerdings in keiner Weiſe zu vergleichen. Während 
jene aus reiner Gefühlsſeligkeit ſtammten, aus einer Stimmung, 
wie ſie bei einer Nation ohne eigene politiſch-ſtaatliche Organiſation 
allenfalls erklärlich ſcheinen mochte, haben unſere „Freiſinnigen“ von 
heute nur Parteipolitik oder Geſchäftsintereſſen im Auge, wenn ſie 
ſich den Polen nähern. Daß dies „edler“ gedacht ſei als das, 
was die Väter und Großväter bewegte, wird niemand behaupten; 
im Gegenteil: ſo angeſehen, kommen dieſe letzteren ungleich beſſer 
weg. Fehlte es ihnen auch an dem Selbſterhaltungstriebe und 
nationalem Stolz, ohne die kein Volk ſeinen Weg im Leben macht, 
ſo wußten ſie ſich doch auch von der öden Parteiſelbſtſucht 
frei, die die Handlungen ihrer Söhne und Enkel faſt durch— 
weg beſtimmt, während ſie ebenſo wenig deutſches Gefühl 
beſitzen als jene. Etwas höher iſt immerhin noch der Standpunkt 
der deutſchen Ultramontanen zu bewerten, die den Polen als 
Glaubensgenoſſen jede Handreichung thun zu müſſen vermeinen, 
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auch wenn die jo Umſchmeichelten ſich nicht im Geringſten erfennt- 
lich zeigen, ſondern die deutſchen Katholiken im vorkommenden 
Falle nicht beſſer behandeln als die Proteſtanten. Gerade da— 
für liegen zahlreiche Beiſpiele vor; die Herren vom Zentrum und 
namentlich auch deſſen Preſſe laſſen ſich dadurch aber durchaus 
nicht beirren, ſondern bleiben ſchlecht und recht im polniſchen 
Dienſt und zeigen ſich dabei nicht ſelten noch fanatiſcher und ein- 
ſeitiger als die Polen ſelber. 

Während es alſo in früheren Zeiten hauptſächlich Schuld einer 
zögernden und ſchwankenden Regierungspolitik war, daß die Polen, 
ſtatt ſich auf deutſchem Boden in der Verteidigung zu befinden, 
ihrerſeits vielmehr auf allen Gebieten die Angreifer machten, ſo 
haben ſich jetzt die genannten Parteien mit ihr in die Verant— 
wortlichkeit für den unleugbaren Rückgang des Deutſchtums in 
unſerem Oſten teilen. Dies ſteht dermaßen feſt, daß wir nicht 
nötig haben, die Thatſache als ſolche beſonders zu betonen. Es hat 
eine Zeit gegeben, wo die Deutſchen in Poſen und Weſtpreußen vor- 
wärts kamen; aber ſeit dem Kulturkampf, der ja in Poſen ſeinen 
Anfang nahm und dort bis zuletzt die größte Schärfe zeigte, ſind 
alle Geiſter der Empörung und des Deutſchenhaſſes im Oſten 
wach, und die großpolniſche Propaganda hat ſich das dermaßen zu 
nutze zu machen verſtanden, daß ſich ſeitdem ein Vorrücken des 
Polentums auf der ganzen Linie zeigt und bis jetzt noch kein 
Mittel hat ausfindig gemacht werden können, um dasſelbe aufzu— 
halten. Das Anſiedelungsgeſetz von 1886 hat in dieſer Hinſicht 
ebenſo wenig einen durchgreifenden Einfluß zu üben vermocht als 
die Thätigkeit des „Vereins zum Schutze des Deutſchtums im 
Oſten“; denn beide ſehen ſich dazu verurteilt, mit unzureichenden 
Kräften zu arbeiten. Mit Geld iſt einer nationalen, von der 
ganzen Macht der römiſchen Hierarchie getragenen Bewegung eben- 
ſowenig beizukommen, als mit einer Organiſation, die zugeſtandener— 
maßen bis jetzt nur den konſervativen und mittelparteilichen Teil der 
Deutſchen des Oſtens vereinigt, während Ultramontane und Frei⸗ 
ſinnige, wie wir wiſſen, auf der Seite der Polen ſtehen und ſo 
die Anſtrengungen des Vereins ohne viel Mühe durchkreuzen. Auf 
dem flachen Lande wird das von der polniſchen oder polniſch 
denkenden deutſch-katholiſchen Geiſtlichkeit beſorgt, in den Städten 
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von den freiſinnigen Juden und deren „ariſchen“ Hinterſaſſen, die 
ſich jetzt mit den Polen ſogar bei den Wahlen ſchon öffentlich ver— 
bünden, während es früher bei den Deutſchen als Ehrenſache galt, 
in national gemiſchten Wahlkreiſen unter allen Umſtänden zu⸗ 
ſammenzuhalten. Hierzu trägt allerdings nicht wenig bei, daß ſich 
in den letzten Jahren der Gegenſatz zwiſchen den Vertretern der 
Verkehrsintereſſen und den Vorkämpfern der Landwirtſchaft gewaltig 
verſchärft und eine Bedeutung gewonnen hat, von der man früher 
nichts ahnte. Seitdem ſich alſo die Konſervativen und „Agrarier“ 
politiſch gegen die Polen ſtellen, mit denen ſie ehedem wirtſchaftlich 
oft zuſammengehen konnten, treibt der Haß gegen ſie einen Teil 
der Freiſinnigen ins polniſche Lager, während ein anderer dem ge— 
ſchäftlichen Drucke weicht, den die Polen vortrefflich und zwar in 
ſteigendem Maße zu organiſieren wiſſen. Gar nicht ſelten 
bringen ihre Blätter Verzeichniſſe von deutſchen Geſchäften, die ſich 
gegen die Thätigkeit des „Vereins zum Schutze des Deutſchtums“ 
erklären, weil ſie die polniſche „Verfehmung“ fürchten. Selbſt in 
dem als ganz deutſch geltenden Danzig iſt derartiges vorgekommen. 
Den Deutſchen aber fällt es nicht ein, entſprechende Gegenmaß⸗ 
regeln zu treffen. Teils hält ſie Gleichgültigkeit davon ab, teils 
erſcheinen ihnen ſolche Mittel nicht „erlaubt“! In dieſem Sinn 
muß man zugeben, daß der „Verein zum Schutz des Deutſchtums 
im Oſten“ wider Willen zum Teil die Geſchäfte der Polen beſorgt; 
d. h. ſein bloßes Daſein bietet ihnen den gewünſchten Vorwand, 
um die Deutſchen durch geſchäftliche Benachteiligung einzuſchüchtern 
und zu Gunſten polniſcher Mitbewerber aus ihren Stellungen zu 
verdrängen. Wie Sachkenner behaupten, iſt das ſchon in nicht 
geringem Maße gelungen; um ſo bedenklicher aber muß es er— 
ſcheinen, als die allmähliche Heranbildung eines polniſchen Mittel— 
ſtandes ſich im unmittelbaren Zuſammenhange damit vollzieht. Wie 
in allen ſlaviſchen Gebieten hat dieſer Mittelſtand auch in preußiſch 
Polen bisher gefehlt. Das Geſchäft im weiteſten Sinne des 
Wortes befand ſich in deutſchen Händen,“) und jo konnte man den 
deutſchen Charakter der Städte bis zu einem gewiſſen Grade 
wenigſtens für geſichert halten. Tritt nun an Stelle dieſes 
deutſchen Geſchäfts das polniſche, ſo wäre das allerdings ganz 
Sehr häufig allerdings auch in jüdiſchen. D. V. 
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dazu angethan, eine grundſtürzende Veränderung anzubahnen; denn 
auf das Beamtentum allein vermag ſich das deutſche Weſen in 
den öſtlichen Städten nicht zu ſtützen. In der That treten die 
Anzeichen der Poloniſierung dort ſchon heute vielfach recht deutlich 
hervor. An Orten, wo vor einem oder ein paar Jahrzehnten noch 
kein polniſches Wort vernommen wurde, drängt ſich die „zweite 
Landesſprache“ zum Schaden der erſten überall vor. Dazu hat 
eigentümlicherweiſe auch das Anſiedelungsgeſetz beigetragen, 
indem es nämlich zahlreichen polniſchen Gutsbeſitzern die Möglichkeit 
bot, mit dem Erlös ihrer an den preußiſchen Staat verkauften Güter 
in die Stadt zu ziehen und dort zum Vorteil des polniſchen 
Geſchäfts von ihren Renten zu leben. Für den Polen verſteht es 
ſich überall von ſelbſt, daß er, wenn er irgend kann, nur bei dem 
Landsmann kauft und beſtellt, während der Deutſche wie geſagt in 
dieſem Punkt meiſt ebenſo gleichgültig iſt als in vielem anderen, 
wo es darauf ankommt, zuſammenzuhalten. Für den Schaden, der 
der Geſamtheit daraus erwächſt, hat er trotz der furchtbaren Lehren 
der Vergangenheit keinen rechten Sinn; zudem aber weiß er die 
Bedeutung des Äußeren, Formalen in der Welt nicht gebührend 
zu ſchätzen. Es kommt ihm „kindiſch“ vor, ſolchen Dingen irgend 
welche Tragweite beizumeſſen; daß die ganze übrige Welt darüber 
anders denkt, ficht ihn nicht an; er thut, was ihm gerade das 
Bequemſte iſt, und damit gut. In dieſer Hinſicht verſehen es auch, 
wie nicht geleugnet werden kann, ſo manche ſonſt patriotiſch 
denkende Landwirte im Oſten; ſie halten nicht darauf, daß ihr 
Geſinde deutſch redet, ſondern ziehen es ſogar vor, mit den Leuten 
polniſch zu ſprechen, während die Polen auch in dieſem Punkt viel 
praktiſcher denken. Auf ihren Gütern ſoll die eigene Sprache 
herrſchen; ſie laſſen ſich den Einbruch des Deutſchen nicht gefallen, 
jetzt weniger als je. Allerdings kommt ihnen die Notlage der 
Landwirtſchaft dabei zu ſtatten, denn dieſe zwingt die deutſchen 
Beſitzer, ſich nach Arbeitern aus ruſſiſch Polen umzuſehen, die 
nur ihre eigene Sprache kennen, ſo daß es ſich von ſelbſt ver— 
bietet, ſie zum Gebrauch des Deutſchen anzuhalten, Dennoch 
könnte in dieſer Richtung viel mehr geſchehen, wenn die Deutſchen 
eben nicht ſo wenig Wert darauf legten, ihrer Sprache in allen 
Verhältniſſen des Lebens den Vorrang zu wahren, den ſie als 
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Staatsſprache ohnehin ſchon hat. Es ſoll nichts Seltenes ſein, 
daß ſie ſogar in ſtädtiſchen Geſchäften, wo jedermann deutſch ver— 
ſteht, lieber polniſch reden. Auch ohne nähere Kenntnis darf man 
das ohne weiteres glauben, denn unſere Landsleute machen es auch 
ſonſt vielfach nicht anders. In Rußland geben ſie ſich die erdenklichſte 
Mühe, ruſſiſch zu radebrechen; in England würden ſie um keinen 
Preis ein nicht engliſches Wort über ihre Lippen bringen, in 
Frankreich vollends verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſie alles ver- 
meiden, was ſie als Deutſche kenntlich machen würde. Daß ſie 
es auch in unſerem eigenen Oſten thun, wie fie es ja im Reichs: 
lande mitunter vorziehen, als Franzoſen zu erſcheinen, darf alſo 
niemand wundern. Dieſer Mangel an natürlichem Selbſtgefühl, 
der ſich bei uns überdies durch Einwirkungen geſchäftlicher Art 
verſtärkt, trägt die Hauptſchuld daran, daß der deutſche Name in 
der weiten Welt durchaus nicht in dem Maße geachtet wird, als 
er es nach Maßgabe unſerer gegenwärtigen äußeren Machtſtellung 
eigentlich ſollte, und nicht minder wird hierin am letzten Ende die 
Erklärung dafür geſucht werden müſſen, daß alle Anſtrengungen, 
der fremden Elemente im Reiche Herr zu werden, ihrer Propa⸗ 
ganda ein Ziel zu ſetzen, bis jetzt erfolglos blieben. Der Staat 
kann eben nicht alles allein thun; der Einzelne muß ihn durch 
ſein Geſamtverhalten unterſtützen. Thut er es nicht, ſo kann das 
die ſchon erwähnte tragikomiſche Folge haben, daß die zum Schutze 
des deutſchen Volkstums erlaſſenen Geſetze in umgekehrtem 
Sinne wirken. Hierauf hinzuweiſen, mag ſeine Bedenken haben, 
denn gerade mit dieſem Argument pflegen Zentrum und Freiſinnige 
die Polenpolitik der Regierung im preußiſchen Landtag zu be 
kämpfen. Sie vergeſſen aber freilich dabei, daß ſie ſelbſt die Ver— 
antwortung dafür tragen, weil ſie es, wie wir geſehen, ja vor— 
nehmlich ſind, die die Deutſchen des Oſtens in ihrer national 
gleichgültigen, ſchlaffen Haltung beſtärken, um daraus in partei⸗ 
politiſchem Sinne Vorteil zu ziehen. Wenn man vom nationalen 
Standpunkt auf dieſe ſchwache Stelle unſerer Rüſtung aufmerkſam 
macht, ſo hat das einen ganz anderen Sinn und verdient durchaus 
beherzigt zu werden; denn nur wenn der Sitz des Übels erkannt 
wird, laſſen ſich entſprechende Maßnahmen zu ſeiner Überwindung 
treffen. 
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Dazu gehört aber auch, daß das Weſen des Gegners richtig, 
d. h. ſeinem vollen Umfange und ſeiner ganzen Bedeutung nach 
gewürdigt werde; und eben daran fehlt es bei uns noch immer 
ſehr, wie es uns überhaupt faſt unmöglich iſt, die Natur des 
Slaventums und die tieferen Beweggründe, von denen es in 
jeinen Handlungen geleitet wird, gehörig zu erfaſſen. Die unaus- 
geſetzte Täuſchung, in der man hinſichtlich Rußlands lebt, bietet 
hiefür ein geradezu klaſſiſches Beiſpiel; doch können wir uns an 
dieſer Stelle damit nicht eingehender befaſſen, ſondern nur in ſo 
weit, als ſich ruſſiſche und polniſche Art berühren. Den ver— 
wandten Zügen ſtehen die ſtark, ja man möchte ſagen grundſätzlich 
abweichenden gegenüber. Zu jenen muß vor allem die große Un— 
zuverläſſigkeit und der Mangel an Wahrheitsliebe gerechnet werden, 
der uns bei den einen wie bei den andern bei näherer Bekannt⸗ 
ſchaft auffällt. Wahrheitsmut gehört freilich auch bei den Ger— 
manen keineswegs in dem Maße zu den bezeichnenden Charakter— 
zügen, als die Stammesüberhebung zu häufig meint; der Durch— 
ſchnittsmenſch Hilft ſich überall, alſo auch bei ihnen, mit dem „erlaub— 
ten“ Mittel der „Notlüge“ durch. Bei den Slaven aber wird der 
Neigung zur Unwahrhaftigkeit nur zu oft wie einer beſonderen Art 
von „Sport“ gefröhnt, und da verſteht es ſich von ſelbſt, daß auch 
die Beziehungen zu andern Völkern und Stämmen davon erſt recht 
nicht ausgenommen werden, d. h. es hat ſich eine Kunſt der 
„politiſchen Heuchelei“ entwickelt, die alles hinter ſich läßt, was 
wir in Mittel⸗ und Weſteuropa kennen, und die in den „Potem— 
kiſchen Dörfern“ ja auch längſt ihren berühmt gewordenen typiſchen 
Ausdruck findet. Wo das Weſen nicht dazu angethan iſt, nach 
außen zu imponieren, da muß eben der Schein das Seinige 
thun, und darin wird in der öſtlichen Welt von jeher das weitaus 
Größte geleiſtet. Wem nun auf dieſem Gebiet die „Palme“ ge— 
bührt, den Ruſſen oder den Polen, das unterſuchen wir hier nicht. 
Genug, daß uns beide fortwährend über ihre eigene Beurteilung 
wie über ihre wahren Abſichten irre zu führen wiſſen; ſelbſt dann, 
wenn ſie es für unnötig halten, daraus ein Geheimnis zu machen. 
Unwillkürlich meſſen wir ſie immer wieder an uns ſelbſt und an 
den Zuſtänden, die wir ſchaffen, und ſo verſchiebt und verzerrt das 
Bild ſich ſtets zu unſerem Schaden; denn jene wiſſen uns von 
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ihrem Standpunkt ſehr geſchickt zu beurteilen und zu nehmen. Wenn 
ſie ſich aber in dieſem Sinn ähneln, ſo kann man ſich andererſeits 
kaum einen ſtärkeren Gegenſatz denken, als ihn die ariſtokratiſch 
angelegten Polen und die von durchaus demokratiſchen 
Inſtinkten bewegten Ruſſen darſtellen. Die Polen gehören mit 
den Engländern und Magyaren zu den wenigen „Herrenvölkern“, 
die es giebt, während die Ruſſen ihrem eigenen Zugeſtändnis nach 
als Einzelne dazu geſchaffen ſind, zu dienen, den Befehlen 
anderer blindlings zu folgen. Vom echriſtlichen Standpunkt hat 
dieſe Eigenſchaft des „Herrenvolks“ für uns natürlich keinen Wert; 
um ſo weniger wenn wir die geſchichtliche Entwicklung ins Auge 
faſſen, die uns bei den „Herrenvölkern“ überall die abſtoßendſten 
Beiſpiele von grauſamer Härte und unmenſchlichem Hochmut zeigt; 
allein im Sinne dieſer Welt bedeutet es allerdings ſehr viel, ob 
man dazu da iſt, ein „Herr“ zu ſein oder ein „Knecht“. Die 
Briten haben das gewaltigſte Reich der Erde gegründet. Die 
Magyaren ſehen wir wenigſtens den „Globus von Ungarn“, ſo zu 
ſagen, unumſchränkt beherrſchen. Die Polen ſind allerdings im 
formal ſtaatlichen Sinn das Gegenteil eines „Herrenvolkes“ ge— 
worden. Thatſächlich aber haben ſie ihre ſoziale Stellung auch 
unter den ungünſtigſten Umſtänden zu behaupten verſtanden und 
es neuerdings „in Oſterreich wenigſtens“ auch politiſch wieder zu 
Einfluß und Anſehen gebracht. Auch ihr Untergang als Nation 
aber läßt ihr Weſen ſehr deutlich erkennen. Sie ſind daran ge— 
ſcheitert, daß die ariſtokratiſche Seite ihres Weſens zu ſtark und 
ungehindert hervortreten konnte. Wo ſich keiner dem andern unter— 
ordnet, da müſſen anarchiſche Zuſtände entſtehen, und an der gegen— 
ſeitigen Lahmlegung ſeiner Kräfte iſt der polniſche Staat als 
ſolcher geſtorben; das hat auch das Mißlingen aller Aufſtands— 
verſuche ſeit hundert Jahren verſchuldet und würde wahrſcheinlich 
dieſelbe Wirkung haben, wenn es glückte, den großpolniſchen Staat 
nach dem Rezept der bekannten „Macher“ je wieder aufzu— 
richten. Freilich wird jetzt viel von der ſchon erwähnten Bildung 
eines polniſchen Mittelſtandes erwartet; und es mag ja ſein, daß 
dieſer Mittelſtand ſich den Zwecken der Propaganda bis auf 
weiteres ſehr nützlich erweiſt, indem er nämlich dazu dient, das 
Deutſchtum im Oſten, beſonders in den Städten, zurückzudrängen; 
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daß er ſich aber auch dann unterordnen würde, wenn die Pro- 
vinzen Poſen und Weſtpreußen ſamt Oberſchleſien und womöglich 
auch ein Stück Pommern nicht mehr Teile Preußens, ſondern 
Großpolens wären, wird niemand glauben, der den gegenſeitigen 
Haß zwiſchen „Weißen“ und „Roten“, Ariſtokraten und Demo— 
kraten, einigermaßen kennt. Schon jetzt beſteht zwiſchen den beiden 
Richtungen ein Gegenſatz, der nur mühſam und eben nur deshalb 
auch äußerlich überwunden werden kann, weil der gemeinſame Feind, 
das im preußiſchen Staat verkörperte evangeliſche Deutſchtum, da 
iſt, den es gilt, auf Tod und Leben zu bekämpfen, um die Voraus 
ſetzung für die Wiedererſtehung Großpolens zu ſchaffen. Sobald 
dieſer Feind beſiegt wäre, würde der innere Hader lichterloh ent— 
brennen und das Ende ſich ſchwerlich ſehr anmutig geſtalten. 
Doch dies ſind Dinge, die uns hier nicht kümmern, weil ſie 
es nicht mit der Gegenwart und den Verhältniſſen zu thun haben, 
die ſie uns bietet. Für uns kommt nur die Leiſtungsfähigkeit der 
Polen dem Deutſchtum gegenüber in Betracht; das aber ſieht man 
ſogleich, daß die eben gekennzeichneten Eigenſchaften derſelben ihnen 
in dieſem Stadium der Entwicklung die beſten Dienſte leiſten; 
Dienſte, mit denen wir unſererſeits nicht aufwarten können, weil 
den Deutſchen gerade das abgeht, was die Polen als „geborene 
Herren“ in ſo hohem Maße beſitzen: die Gewohnheit zu befehlen, 
ſich überall als die Erſten zu fühlen und demgemäß aufzutreten. 
Die Bedeutung dieſer Thatſache im nationalen Kampfe läßt ſich 
kaum überſchätzen; ſie bedingt einen Vorſprung, der niemals ganz 
eingeholt werden kann, weil allein das äußerlich Glänzende der 
ungeheueren Mehrzahl der Menſchen imponiert und ſie mit der 
Vorſtellung erfüllt, daß ſie ſich beugen müſſen, während die joli- 
deſten inneren Eigenſchaften entweder gar nicht erkannt oder 
gründlich verkannt zu werden pflegen. Jedenfalls ſind ſie in den 
politiſchen und nationalen Kämpfen dieſer Welt ſehr wenig zu 
brauchen, und wenn die Deutſchen vor andern Völkern, die dabei 
eine Rolle ſpielen, mit dieſen Eigenſchaften — cum grano salis 
natürlich — im Großen und Ganzen am beſten ausgeſtattet ſind, 
ſo erklärt ſich die „Aſchenbrödelſtellung“, die ſie geſchichtlich lange 
eingenommen haben und thatſächlich zum Teil noch immer ein⸗ 
nehmen, ganz ungezwungen; auch auf dem eigenen Boden wie hier, 
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wo fie es, wie gejagt, allerdings mit einem beſonders begabten 
Gegner zu thun haben. Man vergleiche doch nur das Außere des 
polniſchen Edelmanns oder Prälaten mit dem des deutſchen 
Bürgersmanns, wie er im Oſten ſich durchſchnittlich findet. Mag 
er ein goldenes Herz beſitzen und ſeine Vermögensverhältniſſe in 
beſter Ordnung haben — ſein Außeres ſteht hinter dem des andern 
ſo weit zurück, daß die Welt keinen Augenblick im Zweifel ſein 
wird, wen ſie für den „Gebieter“ zu halten habe. Nun kommt noch 
hinzu, daß der deutſche „Bürgersmann“ keineswegs immer ein 
ſolches „Ideal“ ſittlicher Vollkommenheit darſtellt, das der Pole 
zu beneiden hätte; recht oft ſteckt ein ſchäbiger Jude dahinter, 
und auch das nicht jüdiſche Kleinbürgertum der öſtlichen Landſtädte 
iſt nicht durchweg von der Art, daß ſich mit ihm in irgend 
einer Hinſicht „Staat“ machen ließe. Wer je einen Blick in dieſe 
Städte geworfen, wird uns darin kaum Unrecht geben. Es 
fehlt alſo vielfach der rechte Stoff, um den Widerſtand der Deutſchen 
gegen das mit allen Mitteln arbeitende Polentum gehörig zu or— 
ganiſieren. Wenn nicht alles trügt, hat auch der „Verein zum 
Schutze des Deutſchtums im Oſten“ gerade mit dieſer Schwierigkeit 
ſehr viel zu ſchaffen. Er ſucht das deutſche Geſchäft, das deutſche 
Handwerk u. ſ. w. durch Zuweiſung von Kundſchaft und Arbeitskräften 
zu heben, muß aber nicht ſelten die Erfahrung machen, daß die Ge— 
ſchäftsleute und Handwerker aus Furcht vor der polniſchen „Vehme“, 
die überall mit Argusaugen lauert, ſich ſeine Hilfe verbitten, und 
fie ſich, wie ſchon erwähnt, in öffentlichen Erklärungen gegen jede 
Beziehung zu ihm verwahren!! Auf polniſcher Seite kommt ſo 
etwas nicht vor, weil die Polen weit mehr Nationalſtolz beſitzen 
und weil ſie ſich vor deutſchem „Boykott“ ſicher wiſſen. Aber 
das eben iſt ein Moment mehr, das den ohnehin ungleichen Kampf 
erſchwert; die Hauptſache bleibt freilich die Stellung der katho— 
liſchen Hierarchie und wird es immer bleiben. Nicht oft genug 
kann man wiederholen: ſie iſt der Kern der Sache! Der Gegenſatz 
gegen das evangeliſche Weſen beſtimmt im Grunde alles. Dem evange— 
liſchen deutſchen Staat wird ſie niemals das Zugeſtändnis machen, 
noch ihm die Aufſaugung ſeiner polniſchen Unterthanen erleichtern 
helfen; ſie thut es ja nicht einmal dem katholiſchen Oſterreich 
gegenüber. Ihr Mißtrauen gegen alles Deutſche iſt ſo groß, daß 
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ſie ſich ſelbſt mit den huſſitiſch geſinnten Jungtſchechen beſſer ver- 
trägt als mit den Deutſchen, obwohl auch dieſe ihrer ungeheueren 
Mehrheit nach dem katholiſchen Bekenntnis angehören. Die Erinne— 
rung, daß es einer Gegenreformation bedurft hat, um dieſe 
Deutſchen für die alte Kirche wieder zu gewinnen, ſcheint in Rom 
noch keineswegs erloſchen zu ſein; und wahr iſt es ja auch, daß 
in Deutſch⸗Oſterreich gewiſſe proteſtantiſche Neigungen hervorzu— 
treten beginnen. Wir von unſerem poſitiven Standpunkt legen 
ihnen freilich keine große Bedeutung bei, weil nationale Beweg— 
gründe hier eine ungleich größere Rolle ſpielen als die chriſtliche 
Erkenntnis ſelber; allein die Römiſchen haben doch alle Urſache, die 
Sache anders zu betrachten; für ſie handelt es ſich darum, ihren 
„Beſitzſtand“ zu erhalten, und das pflegt ja überall den Ausſchlag 
zu geben, in unſerem Oſten nicht minder als ſonſt wo in der 
Welt. Die Polen, das ſahen wir ſchon, gelten ſeit den Tagen der 
jeſuitiſchen Eroberungszüge als die zuverläſſigſten Elemente, über 
die Rom verfügt; gerade ſie dürfen der Kirche um keinen Preis 
entfremdet werden. Nun iſt zwar nichts gewiſſer, als daß kein 
Menſch bei uns daran denkt, die Polen evangeliſch zu machen; 
auch die thun es nicht, die es für möglich halten, ſie zum Deutſch— 
tum zu bekehren. Allein das Mißtrauen Roms läßt ſich durch 
nichts beſiegen. Die Eindrücke des Kulturkampfes werden niemals 
ſchwinden, hier liegt ein weltgeſchichtlicher Mißgriff vor, den keine 
politiſche Kunſt der Erde wieder gut zu machen vermag; er wird 
der ſchwache Punkt an der Rüſtung Bismarcks bleiben, der 
Punkt, an dem ſelbſt dieſer „Siegfried“ verwundbar erſcheint. 
Unſere Katholiken aber fühlen ſich mit Rom dermaßen ſolidariſch, 
daß ſie ſich verpflichtet glauben, jede nationale Rückſicht bei Seite 
zu ſetzen und den Polen bei ihrer Aufſäßigkeit gegen den deutſchen 
Staat zu helfen, ja ſelbſt ihren Verſuchen, die eigenen katholiſchen 
Landsleute zu poloniſieren, nicht entgegentreten, um das gute 
Einvernehmen nur ja nicht zu ſtören! Die Polen laſſen ſich dieſe 
Handlangerdienſte natürlich gern gefallen; ſie in irgend einer Weiſe 
anders als mit wohlfeilen Worten zu erwidern, fällt ihnen aber 
gar nicht ein. Das haben die deutſchen Katholiken, wie wir 
geſehen, zu ihrem Schaden häufig genug erfahren; aber es fehlt ihnen 
der Mut, um ſich zur Wehr zu ſetzen. Namentlich kann man 
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das in Oberſchleſien ſehen, das früher zu den ſicherſten „Hoch— 
burgen“ des Zentrums (bei den Wahlen) zählte, jetzt aber nach 
und nach in polniſchen Beſitz übergeht, ohne daß das Zentrum es 
dem gegenüber zu einer entſchiedenen Haltung zu bringen ver⸗ 
möchte. Immer wieder wiegt die Rückſicht auf die Bundes— 
genoſſenſchaft mit den Polen vor; keine Erfahrung iſt bitter genug, 
um eine Anderung des bisher befolgten Syſtems herbeizuführen. 
Auch in Sſterreich haben die Klerikalen bis jetzt mit den ver— 
einigten Slaven gegen die übrigen Deutſchen zuſammengehalten. 
Ganz neuerdings beginnt allerdings eine Wendung!) einzutreten, 
deren Folgen ſich noch nicht abſehen laſſen, weil die Bedeutung 
des ſlaviſchen Elementes dort eine ganz andere, ungleich größere 
iſt, als bei uns. Die klerikalen Deutſchen haben es dort in der 
Hand, der geſamten inneren Politik Cisleithaniens eine veränderte 
Richtung zu geben. Wenn ſie ſich von der bisherigen ſlaviſch— 
föderaliſtiſchen Mehrheit im Reichsrat trennten, würden insbeſondere 
die ſtaatsrechtlichen Ziele der Tschechen zu bloßen Phantaſiegebilden 
werden, und nichts könnte den Intereſſen der Monarchie nach 
innen wie nach außen, d. h. hinſichtlich ihrer Beziehungen zu 
Ungarn, dienlicher ſein als eben das. Denn dieſe tſchechiſchen 
Phantaſtereien legen die öſterreichiſche Politik ſeit Jahrzehnten 
lahm und zwingen ſie im Kielwaſſer Ungarns zu ſteuern, zum 
größten Schaden ihrer ideellen wie materiellen Intereſſen, weil 
der Einfluß der Deutſchen auf die Entwicklung des Landes da— 
durch geſchwächt und dasſelbe genötigt wird, ſich bei den Aus— 
gleichsverhandlungen den Geboten Ungarns zu unterwerfen. Zum 
erſtenmal ſeit 1867 wird jetzt, d. h. ſeit über einem Jahr, ein 
ernſt gemeinter Widerſtand verſucht; ob derſelbe aber zum Ziele 
führt, d. h. die abermalige Übervorteilung Cisleithaniens verhindert, 
ſteht ſehr dahin. Geſchieht es nicht, ſo werden dieſelben Ein— 
flüſſe dafür verantwortlich zu machen ſein, die ſich ſchon ſeither 
verderblich erwieſen haben. Graf Badeni nahm im Jahr 1897 
einen Anlauf, um den ungariſchen Anforderungen gehörig zu be— 
gegnen. Gleichzeitig aber erließ er auch (5. Mai 1897) die 
berüchtigten Sprachenverordnungen, welche die Deutſchen zu ver— 
zweifelter Gegenwehr trieben und es ſo verſchuldeten, daß das 
*) Das hat ſich inzwiſchen wieder verſchoben. D. V. 
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ganze Jahr mit zerrüttenden Kämpfen in und außer dem Parla⸗ 
ment ausgefüllt wurde, die es unmöglich machten, Ungarn mit dem 
nötigen Nachdrucke entgegenzutreten, ſo daß das neue Jahr, das 
den Grafen Badeni nicht mehr am Ruder ſah, bei ſeinem Beginn 
keine Fortſchritte der Verhandlungen zu verzeichnen hatte. Die 
Slaven und namentlich die Tſchechen laſſen es zu keiner Verſtän— 
digung mit den Deutſchen kommen, und ihr Einfluß iſt nach wie 
vor groß genug, um die Regierung an einer jeden befriedigenden 
Regelung der Sprachenfrage zu hindern. Dieſe Frage iſt das 
Verhängnis Oſterreichs geworden, und leider muß zugegeben 
werden, daß die Deutſchen ſelbſt mit die Schuld daran tragen. In 
den ſiebziger Jahren, als ſie das Feld unter dem Miniſterium 
Auersperg, Herbſt unbedingt beherrſchten, haben ſie es nicht der 
Mühe wert gehalten, das Deutſche geſetzlich zur Staatsſprache 
zu machen. Die damals verſäumte Gelegenheit wird niemals 
wiederkehren. Jetzt beanſpruchen die Slaven volle Gleichberechti— 
gung für ihre halbbarbariſchen Idiome; im Hintergrund aber lauert, 
wie jedermann weiß, deren alleinige Herrſchaft in den Kron⸗ 
ländern, die ſich einer gemiſchten Bevölkerung „erfreuen“. Zu dieſen 
wird jetzt auch Nieder-Oſterreich ſchon gerechnet, weil in der 
Reichs⸗ und Landeshauptſtadt Wien zahlreiche Tſchechen wohnen! 
Die einzige Ausſicht, welche ſich den Deutſchen heute eröffnet, iſt 
deshalb die auf unabſehbare und zugleich unfruchtbare, zerrüttende 
Kämpfe um Dinge, die anderswo längſt außerhalb des Treibens 
der Parteien ſtehen und ihre Leidenſchaften nicht anfachen können. 
Wo aber ſo viel Kraft auf ein derartiges Moment aufgewendet 
werden muß, da kann für andere Aufgaben nicht viel übrig bleiben; 
die Folge wird ſein, daß Oſterreich politiſch und wirtſchaftlich 
verkümmert und ſeine Stellung auf dem großen Markt der Menſch— 
heit verliert. Dem einheitlich, wenn auch keineswegs weiſe, im 
höheren Sinn, regierten Ungarn“) gegenüber geht es ſchon heute 
ſtark zurück, und wird ihm wahrſcheinlich auch bei den gegen— 
wärtigen Ausgleichsverhandlungen zuletzt den „Löwenanteil“ laſſen 
müffen. Der Grund dieſer Überlegenheit des Magyarentums, wie 
ſie ſich ſeit mehr als dreißig Jahren, man darf wohl ſagen in 
jedem einzelnen Falle gezeigt hat, beruht auf dem außerordentlich 
) Dort geht es neuerdings auch drunter und drüber. D. V. 
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entwickelten politiſchen Inſtinkte dieſes Stammes, der ſich ſeine 
beherrſchende Stellung durch unverbrüchliches Zuſammenhalten zu 
bewahren verſtanden hat; im engſten Zuſammenhange damit ſteht 
die entſchloſſene Abwehr, die er den ultramontanen Zumutungen 
gegenüber ebenſo folgerichtig und zäh geübt hat und noch immer 
übt. Daß die weſtliche Reichshälfte der öſtlichen nahezu politiſche 
und wirtſchaftliche Heeresfolge zu leiſten genötigt iſt, erklärt ſich 
der Hauptſache nach daraus, daß Rom hier ſeit den Tagen der 
Reformation immer unbedingter maßgebenden Einfluß hat gewinnen 
können, den es noch heute, wenn ſchon in weniger offenkundiger 
Form als ſonſt, beſitzt, um ihn zum Schaden des einzigen wirklich 
leiſtungsfähigen Volksſtammes zu mißbrauchen. Wer nach dem 
tiefſten Grunde des lange unverſöhnlich ſcheinenden Gegenſatzes 
zwiſchen Oſterreich und Preußen ſuchen wollte, würde ihn ebenfalls 
in dem Haß Roms gegen alles evangeliſche Weſen finden. Auf 
den Schlachtfeldern des dreißigjährigen Krieges bis zu denen des 
ſiebenjährigen und endlich des ſiebenwöchentlichen von 1866 herunter 
— immer ſind es die Jeſuiten, die mit gierigen Händen hinter 
den Kouliſſen ſchüren und ſich durch keinen Mißerfolg abhalten 
laſſen, es von Neuem zu verſuchen. Erſt die Ereigniſſe der 
Jahre 1866 und 1870/71 ſcheinen fie zu der Erkenntnis gebracht 
zu haben, daß ſich auf dem Wege der nakten Gewalt gegen das 
neue Reich mit ſeinem evangeliſchen Kaiſer nichts mehr werde 
ausrichten laſſen. Wir ſehen ſie ſich jetzt mit noch anderen, 
weniger auffälligen Mitteln bemühen; allein der Haß bleibt der— 
ſelbe; darüber dürfen wir uns nicht täuſchen; er tritt uns in dem 
Verhalten der Polen entgegen, wie er ſich auch in den Feindſelig— 
keiten der reichsländiſchen „Proteſtler“ verkörpert. So lange unſere 
einheimiſchen Katholiken gleichwohl die förmliche Zurückberufung 
des Ordens und der ihm „verwandten Kongregationen“ verlangen, 
dürfen wir zu ihrer nationalen Geſinnung kein Vertrauen haben, 
in dem Sinne wenigſtens nicht, als unſer evangeliſches Bewußtſein 
es verlangt; denn ein katholiſches Reich darf Deutſchland niemals 
werden; gerade das aber hat ſich, wie auf dem Katholikentag zu 
Landshut im Jahr 1897 der Abgeordnete Dr. Bachem recht un— 
vorſichtig verriet, Rom zu ſeinem „Programm“ gemacht; das ſoll 
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uns Evangeliſchen und Deutſchgeſinnten feine ganze Mißachtung zu 
zeigen, jenes tief verletzende Rundſchreiben an die deutſchen, öſter⸗ 
reichiſchen und ſchweizeriſchen Biſchöfe erließ, welches den heiligen 
Caniſius als „Helden der Gegenreformation“ verherrlichen ſollte. 
Dieſe Zuſammenhänge ſind, ſo weit wir ſehen, kaum irgendwo 
ausreichend gewürdigt worden; fie verdienen aber die eruftejte Be⸗ 
achtung aller, denen es darum zu thun iſt, die ultramontane 
Gefahr (in der weiteſten Bedeutung des Wortes) nicht unterſchätzt 
zu ſehen, dieſe Gefahr, die ſchon am Anfange unſerer Geſchichte 
ſteht, um uns durch alle Phaſen unſerer Entwicklung in den ver— 
ſchiedenſten Formen zu begleiten, ſtets aber mit der Wirkung, daß 
die Deutſchen der mühſam errungenen nationalen Güter nicht froh 
werden konnten. So iſt uns ja auch die Freude am „neuen 
Reich“ durch den „Kulturkampf“ gründlich verdorben worden, und 
deſſen Beendigung iſt mit der Wiederherſtellung des konfeſſionellen 
Friedens keineswegs gleichbedeutend geweſen. Alle antinationalen 
Beſtrebungen aber haben im Ultramontanismus ſtets den eifrigſten 
Förderer gehabt. Die Welfenpartei iſt unter den Flügeln des 
Zentrums groß geworden; einer ihrer Hauptleiter hat dasſelbe 
ſogar faſt ein Vierteljahrhundert lang mit ſchier diktatoriſcher 
Machtvollkommenheit geführt, und noch heute ſind die Beziehungen 
zwiſchen beiden Gruppen keineswegs gelöſt, wenn auch nicht mehr 
jo ganz innig wie noch vor wenigen Jahren. Ebenſo wiſſen ſich 
die reichsländiſchen „Proteſtler“ der ſtillen Sympathien, mitunter 
aber auch der offenen Unterſtützung des Zentrums ſicher, das 
darauf ausgeht, fi) in Elſaß-Lothringen eine neue „Hochburg“ 
zu ſchaffen, und ſich deshalb hütet, die franzöſiſchen Neigungen 
ſeiner dortigen Glaubensgenoſſen in irgend einer Weiſe vor den 
Kopf zu ſtoßen. Selbſt die evangeliſchen Nordſchleswiger werden 
nicht ganz ſchlecht behandelt, obwohl verhältnismäßig kühl, wie es 
ſich „Ketzern“ gegenüber ziemt. Die „verwöhnten Lieblinge“ aber 
ſind, wie wir geſehen, die Polen, mit denen wir uns vornehmlich 
aus dieſen Gründen beſonders befaſſen; denn obſchon ſie manche 
zum Herrſchen befähigende Eigenſchaften beſitzen, würden ſie ſich, 
auf ſich ſelber angewieſen, doch ſchwerlich zu halten vermögen. 
Dazu ſind ſie in wirtſchaftlichem Sinn nicht tüchtig genug, obwohl 
es ihnen auch auf dieſem Gebiet an unleugbarer Begabung nicht 
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fehlt und fie gegen früher erhebliche Fortſchritte gemacht haben. 
Ihre Talente werden durch Unzuverläſſigkeit und Neigung zum 
Aufwand in ihrer Bedeutung vielfach beeinträchtigt und ſogar 
neutraliſiert. Deshalb haben viele zum Teil halbgebildete deutſche 
Landwirte in Poſen und Weſtpreußen an die Stelle mancher polniſchen 
Grundherren treten können; der polniſche Einfluß iſt in dieſer 
Richtung zurückgegangen, während der Kleingrundbeſitz die umge- 
kehrte Erſcheinung zeigt, d. h. die polniſchen Bauern nehmen zu, 
dank zum Teil allerdings der eigentümlichen Thätigkeit der mit der 
Einrichtung der Rentengüter beauftragten „General-Kommiſſionen“, 
welche es für ihre Aufgabe halten oder doch bis vor Kurzem hielten, 
Deutſche und Polen mit gleicher „Unparteilichkeit“ zu behandeln, d. h. 
zur Errichtung polniſcher Rentengüter behilflich zu ſein und dadurch, 
wenn auch unbewußt, die Geſchäfte der Propaganda beſorgen zu 
helfen. Dem allem kann jedoch, wie ſchon geſagt, im Vergleich zu 
der umfaſſenden Wirkſamkeit der katholiſchen Kirche und ihrer ver— 
ſchiedenen Organe nur nebenſächliche Bedeutung zuerkannt werden. 
Von der polniſchen Hierarchie im Oſten wird den polniſchen Be— 
ſtrebungen, welcher Art immer ſie ſein mögen, eine ebenſo aufmerk— 
ſame und unermüdliche Förderung zu teil, wie von eben dieſer 
Seite nichts unterbleibt, was dem Fortſchritt und der Feſti— 
gung des Deutſchtums hinderlich ſein könnte. Daß man ſich bei 
uns darüber Jahrzehnte lang hat täuſchen laſſen, gehört zu den 
vielen Unbegreiflichkeiten, von denen es im modernen Leben gerade 
ſo gut wimmelt, als in früheren, angeblich „unreiferen“ Zeitläuften 
auch. Anſcheinend hat es bis vor gar nicht langer Zeit genügt, 
daß ein polniſcher Prälat, wenn er ſich in Berlin zeigte, alles, 
was über die Ziele der Propaganda und die von ihr gebrauchten 
Mittel in die Offentlichkeit gedrungen war, ſchlechtweg für unbe— 
gründet erklärte, was die Polen ja auch in den Parlamenten mit 
einer Ungeniertheit thun, die ſich nur durch ihr erſtaunliches Schau— 
ſpielertalent erklärt. Wir Deutſchen beſitzen dieſes Talent in ſo 
geringem Maße, daß wir es nur ſelten über uns bringen, in den 
äußerlich treuherzig und überzeugend klingenden Worten der Polen 
nichts als wohlüberlegte Täuſchung zu ſuchen, und doch würden wir 
damit in 9 Fällen unter 10 das Richtige treffen. Die ſchon er— 
wähnte Neigung des Polentums zur Unaufrichtigkeit findet einen 


357 2 * 


förmlichen Genuß darin, uns über ihre letzten Abſichten auf dieſe 
Weiſe irre zu führen, ganz abgeſehen von den politiſchen Zwecken, 
die ſie dabei verfolgen. Sogar die ungleich ſchlaueren, ſelbſt im 
höchſten Grade unzuverläſſigen Ruſſen laſſen ſich durch dieſe Kunſt des 
„Heuchelſcheins“ nicht ſelten täuſchen, wenn auch ſeit einem Menſchen— 
alter nicht mehr in dem Maße, wie ehedem. Im Jahre 1862 
ſtand Polen dicht vor dem Zugeſtändnis einer weiten Selbſtändig— 
keit, wie es ſie ſeit 1830 nicht mehr gekannt. Marquis Wielo— 
polski hatte das Vertrauen Alexanders II. in dem Grade gewonnen, 
daß ihm die Leitung des neuen Staatsweſens mit den umfaſſendſten 
Vollmachten übertragen werden ſollte. Da brach der alte Gegen— 
ſatz zwiſchen den diplomatiſchen „Weißen“ und den hirnverbrannten 
„Roten“ abermals auf das heftigſte hervor, und es kam zu einem 
Aufſtand (Januar 1863), an deſſen Folgen das Polentum, wenn 
nicht alles täuſcht, zu tragen haben wird, ſo lange es beſteht. 
Denn dieſe Erfahrung vermag Rußland nicht mehr zu vergeſſen. 
So oft der in St. Petersburg heimlich unausgeſetzt thätige pol— 
niſche Einfluß es dahin bringt, eine mildere Stimmung zu erzeugen, 
die ſich gern in polenfreundliche Thaten umſetzen möchte, folgt der 
Rückſchlag der unerbittlichen ruſſiſchen „Staatsraiſon“ regelmäßig 
nach und der Druck wird ſtärker als zuvor. Das hat ſich in be⸗ 
ſonders auffälliger, bezeichnender Weiſe im Herbſt 1897, nach dem 
Aufenthalt des Zaren in Warſchau, gezeigt. Damals konnte es 
einen Augenblick ausſehen, als ob eine förmliche ruſſiſch-polniſche 
Ausſöhnung und Verbrüderung im Anzuge wäre. Die läſtige, 
ſchwere Kriegsſteuer, die ſeit 1883 auf dem Lande laſtete, wurde 
aufgehoben, und es hieß, daß die polniſche Sprache als ſtändiger 
Lehrgegenſtand an den ſtaatlichen Mittelſchulen eingeführt werden 
ſolle. Aus alledem iſt mit Ausnahme des erſtgenannten Punktes 
nichts geworden. Die Ernennung des General Trotzty zum 
Generalgouverneur von Lithauen beweiſt ſogar, daß das Mißtrauen 
in Petersburg wieder die Oberhand gewonnen hat und daß man 
dort nicht daran denkt, die Zügel im Ernſt zu lockern. Ganz un- 
recht kann man dem jetzigen ruſſiſchen Standpunkt nicht geben. Die 
Polen ſind durch kein Zugeſtändnis zu gewinnen; das iſt eine 
geſchichtliche Grundwahrheit, die für jeden unbefangenen Beobachter 
um ſo feſter ſteht, je länger er die Taktik der Polen kennt. Sie 
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haben nur ein Ziel: Wiederherſtellung des Reichs der Jagellonen 
vom Schwarzen Meer bis an die Oſtſee; unter dem thun ſie es 
nicht. Wer ihnen darin nicht unbedingt zu Willen iſt, den be⸗ 
trachten ſie als ihren Feind. Man muß ſie daher entweder ganz 
ſich ſelbſt überlaſſen oder ſie ſcharf im Zügel halten; ein drittes 
giebt es nicht. Die Ruſſen haben ſich mit Recht zum Letzteren 
entſchloſſen, während wir fortwährend zwiſchen „Zuckerbrod und 
Peitſche“ ſchwanken und uns erſt ganz neuerdings mehr für das 
Syſtem der Strenge zu entſcheiden beginnen. Damit iſt aber 
unendlich viel koſtbare Zeit verloren worden, ſo daß es ſehr frag⸗ 
lich erſcheint, ob das Verſäumte überhaupt noch wird wieder gut 
gemacht werden können. Dem Verfaſſungsſtaat ſind die Hände 
überdies ſehr gebunden; er kann nur in den ſeltenſten Fällen 
thun, was er eigentlich möchte und was der geſunde Menſchen⸗ 
verſtand verlangt. Überall ſieht er ſich durch Beſtimmungen zum 
Schutze der Perſon beſchränkt, die ja an ſich viel Gutes haben, im 
Kampf der Nationalitäten aber an Unzweckmäßigkeit das Außerſte 
leiſten. Selbſt die Außerungen einer revolutionären Denkweiſe 
dürfen ſich, wenn nur die Form einigermaßen gewahrt bleibt, un⸗ 
geſtraft in die Öffentlichkeit wagen oder werden doch vergleichs— 
weiſe ſehr milde beſtraft. Sehr häufig kommt es auch vor, daß 
die Regierung, wenn ſie gegen Derartiges einſchreitet, von den 
Gerichten im Stich gelaſſen wird, die ſich um politiſche Rückſichten 
nicht kümmern, ſondern lediglich prüfen, ob der Buchſtabe des 
Geſetzes verletzt iſt oder nicht. An ſich mag das löblich erſcheinen, 
es beweiſt aber doch auch, daß wir in der Trennung der Gewalten 
zu weit gehen, indem wir die Gerichte dazu berufen, in letzter In⸗ 
ſtanz über Fragen zu entſcheiden, die ihrer Natur nach Sache der 
Verwaltung bleiben müſſen, wenn nicht die ausführenden Organe 
um ihr Anſehen kommen ſollen, das hauptſächlich auf ihrem raſchen 
und kräftigen Einſchreiten beruht. Gerade den Polen gegenüber 
aber darf ſich die Regierung in dieſem Punkt nichts vergeben; 
niemand hat ein feineres Gefühl für die Macht als ſie. Sobald 
ſie hier Schwanken bemerken, iſt es mit ihrer Fügſamkeit vorbei, ſie 
denken nur daran, wie ſie ſich wieder zur Geltung bringen könnten. 
Eines der weſentlichſten Bedürfniſſe der gegenwärtigen Lage in 
Poſen und Weſtpreußen beſteht deshalb darin, der Regierung 
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geſetzliche Befugniſſe zu geben, die ſich der Prüfung durch die 
Gerichte gewachſen zeigen. Wenn ſich ſolche Fälle wie der mit 
dem Gebrauch der polniſchen Sprache in öffentlichen Verſamm— 
lungen wiederholen, wo das regierungsſeitig erlaſſene Verbot vom 
Oberverwaltungsgericht für ungiltig erklärt wurde, ſo müſſen alle 
Verſuche, das Anſehen der Regierung im Oſten zu kräftigen, ver— 
geblich bleiben. Die Ruſſen ſind uns darin ſehr überlegen. Die 
Stellung der einzelnen Behörden iſt zwar keineswegs ſehr günſtig; 
dieſe werden von der Bevölkerung ihrer praktiſchen Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit wegen meiſt ſehr wenig geachtet; die Regierung ſelbſt 
dagegen wagt niemand anzutaſten, weil ein jeder weiß, daß der 
Einzelne hier regelmäßig ſehr ſchlecht fährt. Bei uns ſteht es um— 
gekehrt ſo, daß die unteren Behörden, wenn man ſie nur walten 
ließe, ſich ſchon in Reſpekt zu ſetzen wüßten, während die Regie— 
rung ſich, wie geſagt, nach allen Seiten eingeengt fühlt und deshalb 
oft nicht in der Lage iſt, ſie gehörig zu unterſtützen. 

Ebenſo wenig vermag ſie ſich der kirchlichen Propaganda 
gegenüber frei zu bewegen. In Rußland, das auch hier als Bei⸗ 
ſpiel dienen mag, geniert man ſich nicht, einen widerharigen Biſchof 
„bei Nacht und Nebel“ ins Innere zu ſchleppen, unter Umſtänden 
ſogar in Sibirien verſchwinden zu laſſen; bei uns wirken die Er⸗ 
fahrungen des Kulturkampfes dermaßen nach, daß man ſich ſelbſt 
da beſinnt, einzugreifen, wo die kirchlichen Behörden die polniſchen 
Beſtrebungen unverhüllt unterſtützen. Verſchiedene Prozeſſe der 
letzten Jahre haben darauf ein bezeichnendes Licht geworfen. Ein— 
miſchung in die Zuſtändigkeit der Biſchöſe — deſſen möchte man 
ſich am wenigſten ſchuldig machen. Wir raten gewiß nicht dazu, 
die Grenzen in willkürlicher Weiſe zu überſchreiten; allein der 
gegenwärtige Stand der Dinge giebt der katholiſchen Kirche 
namentlich im Oſten eine Macht, unter deren Handhabung die 
nationalſtaatlichen Intereſſen leiden. Wenn der Staat es nicht 
duldet, daß die polniſche Kirchenbehörde, auf ihre Unabhängigkeit 
pochend, die deutſchen Katholiken im Oſten des Gebrauchs ihrer 
eigenen Sprache im Gottesdienſt beraubt und alle Vorſtellungen 
unberückſichtigt läßt, ſo darf niemand das unbefugte Einmiſchung 
nennen. Der „Germania“ freilich genügte es ſchon, daß der 
konſervative Abgeordnete v. Putkamer-Plauth im preußiſchen 
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Abgeordnetenhauſe auf dieſen für uns beſchämenden Stand der 
Dinge hinwies, um ihn der „Arroganz“ zu beſchuldigen und ihm 
„Beeinträchtigung der kirchlichen Selbſtändigkeit“ vorzuwerfen. 
Dadurch aber dürfen wir uns nicht abhalten laſſen, fort und fort 
auf Abſtellung derartiger Mißſtände zu dringen, die zum guten 
Teil daran ſchuld ſind, daß das Polentum im Oſten fortſchreitet, 
ſtatt, wie das der natürliche Verlauf der Dinge mit ſich bringen 
müßte, zurückzugehen, um endlich zu verſchwinden. Noch zu An— 
fang des Jahrhunderts hat es in Poſen und Weſtpreußen deutſche 
Bauern gegeben, deren Nachkommen ſich für „Kernpolen“ halten. 
Trotzdem beklagt ſich das Zentrum bei jeder Gelegenheit darüber, 
daß die Katholiken als Anſiedler im Oſten nicht gehörig berück— 
ſichtigt würden! Unter den Verhältniſſen wie die genannten würde 
es ſelbſtmörderiſche Thorheit ſein, wenn der Staat ſeine Mittel, 
deren Bewilligung das Zentrum übrigens ſo beharrlich verweigert, 
dazu anwenden wollte, um die Geſchäfte des Polonismus zu be— 
ſorgen. Ihm das zumuten heißt dem nationalen Gedanken ins 
Geſicht ſchlagen — nichts weniger und nichts mehr. Wer dem 
Zentrum das aber ſagte, darf ſicher ſein, den gekränkteſten Mienen 
zu begegnen. Seiner Meinung nach iſt es jo „deutſch“ geſinnt als 
irgendwer; nur eine „falſche Politik“ will es nicht unterſtützen. 
Nur ſchade, daß ſeine eigene „richtige Politik“ überall denjenigen 
zu gute kommt, denen das deutſche Reich ein Greuel iſt und die es 
am liebſten zerſtören möchten! Seit aber das erkannt worden iſt, 
hat es freilich keine Ausſicht mehr, in dieſem Stück zum Ratgeber 
gemacht zu werden. Wenn man z. B. den Polen beikommen will, 
wird man ſich in Zukunft an den Grundſatz halten, daß in der 
Regel das zweckmäßig ſei, was das Zentrum nicht will und Hand 
in Hand mit den Polen bekämpft. Vor allem aljo: keine katho— 
liſchen Anſiedler im Oſten! An ſich mögen ſie ebenſo brauchbar 
ſein als die Proteſtanten, allein ſo lange es nicht möglich iſt, ſie 
vollſtändig gegen die polniſch-kirchlichen Beſtrebungen abzuſchließen, 
läßt ſich nie überſehen, ob man ſich nicht in ihnen mit der Zeit 
fanatiſche Gegner des Deutſchtums großzieht. Dieſer Verdacht iſt 
beſchämend genug; keine ernſthaft rechnende Politik wird ihn gleich— 
wohl ohne weiteres von ſich weiſen. 

Sodann: keine Simultanſchulen und keine Ausdehnung 
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des polniſchen Unterrichts, ſei es in welcher Geſtalt es wolle. Die 
Simultanſchule, die von manchen für eine Art Allheilmittel gegen 
die Gefahr der Poloniſierung gehalten wird, gilt den gläubigen 
evangeliſchen Geiſtlichen des Landes ſchon längſt umgekehrt als eine 
Prämie auf katholiſche und damit auf polniſche Geſinnung. Jetzt 
liegen die Dinge im Oſten ſo, daß „evangeliſch“ und „deutſch“ nahezu 
gleichbedeutend iſt, ebenſo „katholiſch“ und „polniſch“. Indem die 
Simultanſchule nur auf die Verflachung der poſitiv evangeliſchen 
Denkweiſe hinwirkt, muß ſie in der That als mittelbare Förderin 
des polniſch⸗katholiſchen Weſens erſcheinen. Halbgläubige Evange— 
liſche geben das freilich nicht zu, ſondern bleiben dabei, daß die 
Simultanſchule vielmehr das Deutſchtum ſtütze; man darf dieſen 
intereſſierten Behauptungen aber keinen Glauben ſchenken, ſondern 
muß ſich an die Auffaſſung der poſitiv-evangeliſchen Elemente 
halten, die die Konfeſſionsſchule auch in nationalem Sinn für das 
Erſtrebenswerte erklärt. 

Den polnischen Privatunterricht möchten wir an ſich nicht 
ganz verboten ſehen. Wenn man aber immer wieder die Erfahrung 
macht, daß er der Hauptſache nach — namentlich auch von Damen 
— dazu benutzt wird, um deutſch- und preußenfeindliche Geſinnung 
zu pflegen, ſo bleibt am Ende doch nichts übrig, als auch in dieſer 
Richtung ſtreng zu verfahren. Jedenfalls aber iſt der Privat— 
unterricht auf das Haus zu beſchränken; förmliche Unterrichtskurſe 
dürfen nicht gebildet werden. Wir bedauern das, wie geſagt, ſehr, 
indeſſen die revolutionäre Halsſtarrigkeit der Polen läßt keine 
Wahl, und ebenſo wenig kann uns ihre eigene Unduldſamkeit, wo 
ſie wie in kirchlicher Beziehung die Stärkeren ſind, zur Milde 
ſtimmen. Die Gerechtigkeitsliebe der Deutſchen iſt eine ſchöne 
Sache und wäre ſehr am Platze, wenn irgend jemand ſie ſich zum 
Vorbild dienen ließe. Zum „Deckel der Bosheit“ aber darf ſie 
nicht mehr werden; das würde ſie gleichwohl, wenn wir den Polen 
gegenüber nicht das Gebot der Selbſterhaltung als das oberſte an— 
ſehen lernten. Überdies aber iſt es, ſachlich betrachtet, ein gewal- 
tiger Unterſchied, ob die Polen genötigt werden, ſich eine deutſche 
Bildung anzueignen, oder ob man die Deutſchen künſtlich in Polen 
verwandelt. Den einen wird der Zugang zu allen Hilfsmitteln 
und Schätzen der modernen Geſittung im weiteſten Umfange 
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eröffnet und fie zum unumſchränkten Mitbewerb zugelaſſen, die 
andern ſperrt man gegen alle derartigen Einflüſſe gewaltſam ab 
und drückt ſie zu Bauern und kümmerlichen Kleinbürgern des 
Oſtens herunter. Wir geben alſo und die Polen neh men; ohne 
den Zwang, den der Deutſche jetzt auf dem Gebiet der Bildung 
ihnen gegenüber übt, würden ſie nicht im ſtande ſein, uns ſo ge— 
fährlich zu werden, als ſie ſich gegenwärtig zeigen. Erſt die deutſche 
Volksſchule, das deutſche Gymnaſium und die deutſche Univerſität 
ſowie der Dienſt im deutſchen Heere befähigen ſie dazu, in der 
eigenen Provinz, aber auch außerhalb derſelben mit dem vollen 
Anſpruch auf Gleichberechtigung aufzutreten und die natürlichen 
Vorteile, die ihnen ihre Kenntnis der „zweiten Landesſprache“ des 
Oſtens, wie ihre gute Begabung und ihr gewandtes, liebenswürdiges 
Weſen bieten, voll auszunutzen. Sie ſehen das ebenſo gut ein als 
ihre Landsleute drüben in Kongreß-Polen, die ſich das Ruſſiſche 
derart anzueignen pflegen, daß es kaum möglich iſt, fie a priori 
von den Moskowitern pur sang zu unterſcheiden, da ſie keinen 
Anſtand nehmen, deren äußere Haltung bis zum Verwechſeln nach— 
zumachen, wie ſie überhaupt das Polniſche ſcheinbar verleugnen, 
freilich aber nur um es in glühender Seele deſto unverbrüchlicher 
feſtzuhalten. Bei uns halten ſie dieſe Verkleidung nicht für nötig, 
ſondern kehren ihr Volkstum bei jeder Gelegenheit auf das Schärfſte 
heraus. Als einen Beweis von beſonderer Achtung dürfen wir 
das nicht betrachten, eher ließe ſich das Gegenteil darin erblicken. 
Die Polen wie alle Ausländer wiſſen eben ſehr gut, daß uns 
nichts mehr imponiert als ein feſtes, ſelbſtbewußtes Weſen, ſogar 
wenn es ſich auf unſere Koſten äußert; warum ſollten ſie ſich 
da genieren? So werden wir überall im Handumdrehen in die 
Verteidigung gedrängt, nicht einmal der deutſche Staat vermag uns 
dieſe beſchämende Rolle zu erſparen, die ſich für eine zur „Welt⸗ 
macht“ aufſteigende Nation allerdings ſo wenig als möglich ziemt, 
die dieſe Nation aber gleichwohl als „gegeben“ anſieht, denn es fällt 
niemand ein, die jüngſten Maßnahmen der preußiſchen Regierung 
in einem andern Sinn aufzufaſſen oder auch nur zu wünſchen, 
daß ſie ſo aufzufaſſen wäre. Die Anſiedelungspolitik wird gern 
von den Polen wie vom Zentrum als „Vernichtungskampf“ gegen 
das Polentum bezeichnet, und in jedem anderen Lande würde man 
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fie nur unter dieſer Vorausſetzung begreifen. Bei uns aber joll 
ſie in der That nur dazu dienen, das weitere Vordringen des 
Polentums zu verhindern; an ſeine endgiltige Beſiegung wagt man 
gar nicht zu denken. 

Und doch wäre dieſes Ziel vielleicht nicht ſo ſchwer zu er— 
reichen, als es ſcheint, wenn man ſich auf unſerer Seite zu einer 
zugleich feſten und „realiſtiſchen“, d. h. mit den wahren Trieb— 
federn der Menſchennatur rechnenden Politik entſchließen könnte. 
Dahin gehört neben den ſchon erwähnten Maßnahmen vor allem, 
daß der Oſten mit einem beſonders tüchtigen Beamten material 
ausgeſtattet und dieſes Beamtentum in den Stand geſetzt werde, 
die Polen neben der Achtung, die es ihnen einflößt, an der Seite 
zu faſſen, wo auch ſie „ſterblich“ ſind, d. h. bei ihren materiellen 
Intereſſen. Wir würden Derartiges niemals anraten, wenn die 
Polen, ohne ihr Volkstum aufzugeben, zuverläſſige Bürger des 
deutſchen Staates wären, wie es z. B. die Deutſchen in Rußland 
ohne Ausnahme ſind. Wenn und ſo lange ſie aber auf dem 
Standpunkt erzwungener Unterwerfung bleiben und keinen Hehl 
daraus machen, daß die Wiederaufrichtung des großpolniſchen 
Reiches das Ziel ihres Strebens ſei — ſo lang müſſen wir uns 
ihnen gegenüber als im Kriegszuſtande befindlich betrachten und 
ſind in dieſem Sinn berechtigt, außerordentliche Mittel anzu— 
wenden, d. h. den Polen im wirtſchaftlichen Sinn den „Brodkorb 
höher zu hängen“ und die Gewährung der Vorteile dieſer Art 
davon abhängig zu machen, daß ſie ſich von jedweder antideutſchen 
Thätigkeit fern halten lernen. Bis zu einem gewiſſen Grade ſcheint 
dieſe Auffaſſung ſchon jetzt zur Geltung zu kommen. So iſt die 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe angewieſen worden, mit den polniſchen 
Einrichtungen auf dieſem Gebiet nur unter der Bedingung in 
Geſchäftsverbindung zu treten, daß ſie ſich gegen die Deutſchen 
nicht abſchließen, dieſelben vielmehr als gleichberechtigte Mitglieder 
aufnehmen und auch die deutſche Sprache neben der polniſchen 
brauchen. Man wird ja ſehen, ob und wie die polniſchen Genoſſen— 
ſchaften, falls ſie ſich fügen, dieſe Bedingungen einzuhalten ſuchen. 
Zunächſt ſpricht die Wahrſcheinlichkeit, wie wir ſie kennen, dafür, 
daß ſie ſich mit rein äußeren Zugeſtändniſſen abfinden, d. h. hie 
und da einen recht „zahmen“ Deutſchen aufnehmen werden, ohne ihm 
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aber den geringſten Einfluß zuzugeſtehen. An ſolchen Leuten fehlt 
es nirgends, am wenigſten aber wird es den Polen ſchwer fallen, 
derartige „Anſtandsdeutſche“ aufzutreiben, die man im Bedarfsfall 
vorweiſt, um ſie dann wieder in den Winkel zu ſtellen. Wir 
glauben alſo nicht, daß dieſe Maßnahme ſachlich ausreichen werde. 
Man muß viel weiter gehen und zum mindeſten verlangen, daß 
die Deutſchen im Vorſtande der Genoſſenſchaften ebenſo zahlreich 
vertreten ſeien als die Polen, und daß ferner der deutſchen Sprache 
die erſte Stelle eingeräumt werde, nicht die zweite. In jedem 
andern Lande würde das als ſelbſtverſtändlich gelten; unſere 
Schüchternheit iſt aber noch immer nicht ganz überwunden, und 
ſo lange die Polen dieſen Eindruck erhalten, werden wir ihnen 
vergeblich beizukommen ſuchen. Die unwägbaren Mächte ſind es, 
die zuletzt alles entſcheiden, die „ſuggeſtive“ Einwirkung eines ent— 
ſchloſſenen Willens reicht ungleich weiter, als die oberflächliche 
Beobachtung ahnt. Das zeigt ſich überall, wo ſich Syſtemwechſel 
vollziehen, wo wir an die Stelle unſicheren Schwankens und 
mangelnder Folgerichtigkeit ein mit ſich ſelbſt einiges Vorgehen treten 
ſehen, gleichviel ob dieſes Vorgehen an ſich berechtigte Ziele verfolgt 
oder nicht. Einen ſehr intereſſanten Beleg dafür bietet die Geſchichte 
der Magyariſierungsbeſtrebungen in Ungarn, wie ſie ſich ſeit 1867 
zeigen, und in nicht minder hohem Maße die der Ruſſifizierung 
in den Oſtſeeprovinzen, die ſich ſeit 1885 vollzieht. Beide treffen 
darin zuſammen, daß fie aus Gründen rein äußerlich-zentrali- 
ſierender und chauviniſtiſcher Art die Vernichtung eines Kultur— 
elements anſtreben, dem Rußland wie Ungarn ihren Eintritt in 
die europäiſche Völkergemeinſchaft verdanken, die man aber jetzt, 
wo man genug von ihnen gelernt zu haben glaubt, aus gekränkter 
Eigenliebe ausſtampfen möchte. Allein wie niedrig und unbe— 
gründet die hier maßgebenden Triebfedern ſich erweiſen: an der 
Wirkſamkeit der Mittel, die ein unbeugſamer Staatswille unter 
ihrem Einfluß in Bewegung ſetzt, läßt fi) — zu unſerem Leid— 
weſen müſſen wir es ſagen — weder in Rußland noch in Ungarn 
zweifeln. So weit zwar hat man es auch dort noch nicht gebracht, 
daß das Deutſchtum ausgerottet worden wäre; wohl aber iſt es 
gelungen, es nach außen um jede Bedeutung zu bringen und ſeinem 
Selbſtgefühl einen Stoß zu verſetzen, von dem es ſich ſchwerlich 
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je wieder erholt. Von der großen Maſſe der Deutſchen in Ruß— 
land wie in Ungarn wollen wir nicht einmal ſprechen; denn dieſe 
hat ſich von jeher ängſtlich geduckt oder dem herrſchenden Volks— 
tum mit Leib und Seele in die Arme geworfen; unſere Bemerkungen 
beziehen ſich allein auf die Balten und die ſiebenbürger Sachſen, 
die auf eine Geſchichte von ſieben Jahrhunderten zurückblicken und 
deshalb von Haus aus einen ſtark entwickelten Stammesſtolz be— 
ſaßen. Zu Anfang hat ſich dieſer Stolz auch nicht wenig gebäumt. 
Weder bei den Balten noch bei den Sachſen fehlt es an Beiſpielen 
dafür. Als aber die Staatsgewalt dagegen völlig gleichgültig blieb 
und nicht die geringſte Neigung zeigte, ſich einſchüchtern zu laſſen, 
ſind dieſe Regungen ſehr bald verſtummt, und heute fällt es nie— 
manden mehr ein, über den inneren, im Willen wurzelnden Wider— 
ſtand gegen die Entnationaliſierung hinauszugehen oder ſich von 
irgend welchen Kundgebungen äußerer Art das Mindeſte zu ver— 
ſprechen. Selbſt das Geſetz über die Magyariſierung der Orts— 
namen hat hieran nicht das Geringſte geändert. So groß die 
Erregung bei den betreffenden Volksſtämmen auch war und gewiß 
noch iſt, an ernſthafte Abwehrmaßregeln wird offenbar nirgends 
gedacht. Die Mehrzahl der ſächſiſch-ſiebenbürgiſchen Abgeordneten 
iſt ſogar im Verbande der Regierungspartei geblieben, und die 
Wähler ſcheinen ſich damit zufrieden zu geben oder wagen das 
Verhalten ihrer Vertreter doch nicht offen zu tadeln, weil ſie davon 
verdoppelte Beläſtigungen fürchten; ohne Zweifel mit Recht. Alle 
magyariſchen Parteien ſind im Stück der Magyariſierung einig, 
und in Wien, beim Könige, haben die Sachſen, wie die ſchroffe 
Abweiſung der um Nichtbeſtätigung des Geſetzes bittenden ſächſiſchen 
Frauen gelehrt hat, nicht das Geringſte zu hoffen. Die Außen— 
welt aber iſt in den letzten Jahrzehnten ſo „realiſtiſch“ geworden, 
daß ſie für kleine unterdrückte Minderheiten, die als ſolche nichts 
zu bieten vermögen, kaum noch ein Achſelzucken übrig hat. Die 
Unterdrücker haben alſo leichtes Spiel; ſie brauchen ſich nicht zu 
genieren. Nicht einmal, wie das erwähnte Beiſpiel zeigt, vor den 
eigenen Stammesgenoſſen der Getretenen. In Deutſchland hat 
das Namensgeſetz zwar einige Preßerörterungen nach ſich gezogen, 
die den Magyaren, verwöhnt wie ſie ſind, nicht zugeſagt zu haben 
ſcheinen. Das iſt aber auch alles geweſen; in den meiſten Fällen 
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war es zudem nicht einmal ernſt gemeint, ſondern diente nur dazu, 
einer gewiſſen nationalen Anſtandspflicht zu genügen, die man um 
ſo widerwilliger erfüllte, als die Magyaren zu den Lieblingen des 
jüdiſch angehauchten Liberalismus zählen, denen man nicht zu hart 
auf den Pelz rücken darf, mögen ſie auch alle Grundſätze dieſes 
Liberalismus durch die That verleugnen. So lange ſie gegen das 
Judentum nichts unternehmen, demſelben vielmehr volle „Ellbogen— 
freiheit“ laſſen, wird man ihnen nie etwas ernſtlich verdenken. 
Das wiſſen die Magyaren ſehr gut; nirgend hat man deshalb 
maßloſer für Dreifuß und Zola geſchwärmt als in Peſt. Je 
thörichter man das Verhalten der Franzoſen findet, die ſich der 
jüdiſchen Sympathien mehr und mehr unwürdig erweiſen, deſto 
eifriger ſucht man die Gunſt der Lage nun für ſich ſelber auszu— 
nutzen, um vom zweiten Platz auf den erſten zu gelangen. Wir 
wollen dieſem Beiſpiel nicht in toto folgen; das verſteht ſich von ſelbſt; 
daß die Methode, wie ſie Ruſſen und Magyaren anwenden, im 
übrigen aber Beachtung verdient und ſich in gewiſſen Grenzen zur 
Nachahmung empfiehlt, läßt ſich nicht leugnen. Ihre Übertrei- 
bungen werden wir um ſo leichter vermeiden, je ferner es uns 
unſerem ganzen Weſen nach liegt, dem Schwächeren gegenüber mit 
unſerer Macht Mißbrauch zu treiben. Von dem ruhigen Selbſt— 
bewußtſein jedoch, mit dem jene, ohne ſich um die Meinung der 
Außenwelt zu kümmern, das ihrer Anſicht nach Richtige und Er— 
ſprießliche thun, können wir in der That lernen, und ebenſo wollen 
wir es uns merken, daß ſich die Maſſen, wenn ſie eine ſolche 
Hand erkennen, ſtets in gewiſſer Weiſe beugen. Wenn wir es 
bisher weder in Poſen und Weſtpreußen, noch in Nordſchleswig 
und Elſaß-Lothringen dazu haben bringen können, wenn ſich überall 
im Oſten wie im Norden und Südweſten eine mehr oder weniger 
aufſäßige Stimmung zeigt, ſo hängt das eben zum guten Teil mit 
unſerer Schüchternheit und Unentſchloſſenheit zuſammen, die es 
nicht über ſich gewinnen können, die eigene Sache ohne Umſchweife 
und Winkelzüge zu vertreten. Ein ſchlagendes Beiſpiel dafür iſt 
u. a. die Duldung des Däniſchen Schulvereins in Nordſchleswig, 
der ſatzungsmäßig das Ziel verfolgt, die Germaniſierung der Be— 
völkerung zu hintertreiben und zu dieſem Zweck jährlich hunderte 
von jungen Männern und Mädchen nach Dänemark ſchickt, die ſich 
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meiſt auf den dortigen „Volkshochſchulen“ zu begeiſterten däniſchen 
Patrioten entwickeln, um dann in der Heimat Stützen der deutſch— 
feindlichen Propaganda, nebenbei aber auch ſicherlich rot-radikale 
Politiker zu werden; denn daß die däniſchen Volkshochſchulen in 
dieſem Sinne wirken, läßt ſich angeſichts der unheimlichen Zu— 
nahme der Sozialdemokratie in Dänemark nicht mehr bezweifeln. 
Iſt es nun wirklich Sache des deutſchen Staates, dieſes Treiben 
durch ſeine Nachſicht zu fördern? Hat er nicht vielmehr die Pflicht, 
demſelben durch einfaches Verbot ein Ende zu machen, namentlich 
aber die Ausbildung der jungen Nordſchleswiger auf däniſchen 
Agitationsſchulen zu unterſagen? Bei dem ausgeſprochenen 
Charakter der Agitation läßt ſich das nicht bezweifeln; kein Staats— 
weſen darf es dulden, daß ſeine eigenen Ziele auf dieſe Weiſe 
durchkreuzt werden; und doch ſehen wir ſeit mehr als 30 Jahren, 
daß Preußen den Wühlereien der nordſchleswigſchen Dänenpartei 
keine ernſthaften Hinderniſſe bereitet, wo es dann allerdings ver— 
ſtändlich wird, daß dieſe Partei heute ebenſo ſtark iſt, als 
nach dem Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864; vergleichsweiſe 
könnte man ſie ſogar ſtärker nennen, weil ſie die ausgleichende 
Wirkung eines Menſchenalters überſtanden, währenddeſſen das 
deutſche Reich ſich nach innen wie nach außen hat feſtigen können, 
Dänemark aber vollends zu einem bedeutungsloſen Kleinſtaate 
geworden iſt. Kein anderer Großſtaat würde unter gleichen Ver— 
hältniſſen ſo demütigende Erfahrungen gemacht haben. Außerlich 
wenigſtens wäre jede Oppoſition ſicherlich geſchwunden; außer uns 
aber würde eben niemand die Kennzeichen dieſer Oppoſition geduldet 
haben, die an und für ſich ſchon als Beweis unerſchöpflicher 
deutſcher Nachſicht gelten.“) 

Weniger auffällig als die däniſche „Unverſöhnlichkeit“ muß 
uns die der Elſaß-Lothringer erſcheinen, weil hinter dieſen nicht 
das ſchwache Dänemark, ſondern das mächtige Frankreich ſteht, das 
überdies zu den erſten Kulturländern der Erde gehört, ſo daß die 
Reichsländer uns gegenüber nicht die Empfindung des Empor— 
gehobenwerdens zu haben brauchen. Umgekehrt ſehen ſie ſich viel— 
mehr oft genug veranlaßt, das Gegenteil zu glauben, weil unſer 
eigenes Verhalten in zahlreichen Fällen dazu angethan iſt, die 
Vor den neueſten Maßregeln gegen die däniſche Agitation geſchriebeu. D. V. 
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Eljaß-Lothringer von unſerer fortdauernden Anerkennung der 
geiſtigen Vorherrſchaft Frankreichs zu überzeugen. Dazu trägt die 
Duldſamkeit der Behörden vielleicht weniger bei als die widerliche 
Schmiegſamkeit vieler Altdeutſchen ſelbſt, die ſtatt im neugewonnenen 
Grenzgebiet kräftig und zielbewußt für die deutſche Sache einzu— 
treten, aus Gründen geſchäftlicher Natur oder weil es ihnen „fein“ 
vorkommt, nichts Eiligeres zu thun haben, als ſich in franzöſiſche 
Verkleidung zu werfen und die Einheimiſchen an Eifer in dieſer 
Richtung womöglich zu übertreffen. Dieſe ſchmählichen Eindrücke 
erhält man freilich überall, wo Deutſche ſich in national beſtrittenen 
Gebieten niederlaſſen. Was anders läßt ſich von derartigen Bei— 
ſpielen erwarten, als die größte Mißachtung vor deutſchem Weſen 
und im engſten Zuſammenhang damit verdoppelte Anhänglichkeit 
an das eigene; um ſo mehr, als die katholiſche Hierarchie hier wie 
überall nichts unterläßt, um dem Deutſchtum entgegenzuarbeiten 
und die franzöſiſche Sache mit der der Kirche in den Augen des 
Volkes zu identifizieren. Amtsſprache derſelben bleibt deshalb das 
Franzöſiſche nach wie vor, und dasſelbe Beſtreben zeigt ſich durch— 
weg, wohin ihr Einfluß reicht, ſo namentlich auch in den von 
Nonnen geleiteten geiſtlichen Erziehungshäuſern, in denen die weib— 
liche Jugend ihre Bildung erhält. An allerhand Vorſchriften, die 
auf Einführung des Deutſchen dringen, fehlt es allerdings nicht, 
ſie ſcheinen jedoch überwiegend auf dem Papier zu bleiben, was 
ſich zum Teil allerdings mit aus der außerordentlichen Schwierig— 
keit ausreichender Überwachung erklärt, noch mehr aber doch wohl 
aus der Scheu vor Konflikten mit dem Klerus, von denen man 
weiß, daß ſie im Reichstag leicht zu Kulturkampfdebatten Anlaß 
bieten. Dieſen aber ſucht man aus dem Wege zu gehen, wo man 
nur irgend kann, und drückt deshalb gern ein Auge zu, wo die 
Beobachtung der Form es irgend geſtattet. 

In dieſer Hinſicht verſpricht die Lage aber in Zukunft nicht 
beſſer zu werden. Hat die katholiſche Kirche im Reichslande ſo 
lange feſt zu Frankreich gehalten, als dieſes ihr auf dem eigenen 
Boden in der feindſeligſten Weiſe entgegentrat, ſo wird es dies 
natürlich um ſo eifriger thun, wenn der franzöſiſche Staat mit 
dem Vatikan ſeinen Frieden macht und die Biſchöfe überall ange— 
wieſen werden, mit der Regierung Hand in Hand zu gehen und 
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fih als „Stütze“ der beſtehenden republikaniſchen Geſellſchaft zu 
erweiſen. Hier laſſen ſich „zwei Fliegen mit einer Klappe“ ſchlagen, 
man kann zugleich Frankreich gefällig ſein und ſein Mütchen an 
Deutſchland kühlen, mit alledem aber den Zwecken der römiſchen 
Hierarchie dienen. Es iſt alſo auf Verdoppelung der antideutſchen 
Agitation zu rechnen, die ſich vom Beichtſtuhl und der Kanzel 
naturgemäß ſtets auf die politiſchen Kreiſe überträgt, um dort im ſtreng 
„proteſtleriſchen“ Sinne zu wirken. Und doch hat der deutſche Reichs— 
tag vor einiger Zeit wieder einmal einen ſolchen „proteſtleriſchen“ 
Antrag auf Aufhebung des jog. „Diktaturparagraphen“ angenommen, 
der den letzten Reſt derjenigen Maßnahmen bildet, die auf die 
Ausnahmezuſtände im Reichslande paßten und auch heute noch 
keineswegs überflüſſig geworden iſt! Nur die Konſervativen und 
Nationalliberalen zeigten Verſtändnis für die „Binſenwahrheit“, 
daß man die Regierung nicht der letzten Hilfsmittel berauben 
dürfe, die ihr einer halbaufrühreriſchen Bevölkerung und der be— 
ſtändigen, von Frankreich aus betriebenen Hetze gegenüber noch zu 
Gebote ſtehen. Alle anderen Parteien thaten den „Proteſtlern“ den 
Gefallen, auf ihre durchſichtigen Abſichten einzugehen, weil es ihnen 
eben an dem Inſtinkt der nationalen Selbſterhaltung fehlt, der 
unter gleichen Verhältniſſen keinem flaviſchen oder magyariſchen 
Bauernjungen abgehen würde. Bei uns ſteht in ſolchen Fällen un- 
weigerlich die ſog. „Freiheitsfrage“ voran; ihr werden alle anderen 
Rückſichten und Bedenken geopfert, nicht zugeſtandenermaßen, wohl 
aber weil man ſich von Zwangsmaßregeln keinen Erfolg verſpricht. 
Regelmäßig wird da erklärt, daß man zu allem Möglichen bereit 
ſein würde, nur müſſe man ſich von der Wirkſamkeit der vorge— 
ſchlagenen Mittel überzeugen. Als ob es möglich wäre, a priori einen 
ſolchen Beweis zu führen! Der „Diktaturparagraph“ im Reichs— 
lande wird ja auch nur für beſondere Fälle in Bereitſchaft gehalten; 
was er praktiſch zu leiſten vermöchte, läßt ſich alſo gar nicht über- 
ſehen. Seine Gegner wiſſen aber trotzdem genau, daß er ſeine 
Wirkung verfehlen würde! Wir können das Gegenteil nicht be— 
ſchwören; wenn wir aber ſehen, wie viel den Widerſachern Deutjch- 
lands daran gelegen iſt, den Paragraphen los zu werden, ſo müßten 
wir jeder geſunden Empfindung bar ſein, hielten wir nicht an der 
Vollmacht für die Regierung feſt, unter gewiſſen Vorausſetzungen 
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auf die Zuhilfenahme verfaſſungsmäßiger Einrichtungen zu verzichten 
und nach dem unmittelbaren Bedürfnis des Augenblicks zu handeln. 
Daß dies nur im dringendſten Notfall geſchehen werde, dafür bürgt 
die deutſche „Milde“ ja ohnehin. Der Bundesrat hat den 
letzten Beſchluß des Reichstags ebenſo unbeachtet gelaſſen als 
die früheren alle; dennoch trägt der Vorgang dazu bei, gewiſſe 
Hoffnungen im Reichslande lebendig zu erhalten. Wie könnte es 
auch anders ſein?! Der Reichstag, heißt es, iſt mit dieſem „frei— 
heitsmörderiſchen“ Diktaturparagraphen nicht einverſtanden und 
möchte ihn lieber heute als morgen über Bord geworfen ſehen, da 
werden die Regierungen doch endlich nachgeben müſſen. Wir 
nehmen an, daß dies ſo lange nicht geſchehen werde, als die fran— 
zöſiſche Wühlerei im Reichslande ihre Bedeutung behält, allein wir 
können dieſe Anſicht nicht auf die Maſſe der Elſaß-Lothringer über— 
tragen: dieſe werden ihre Illuſion nicht fahren laſſen, als bis ſich 
der deutſche Reichstag zu einer männlichen Haltung bekehrt. Der 
Reichstag hat bisher aber noch nie gezeigt, daß nationale Geſichts— 
punkte als ſolche für ſeine Mehrheit maßgebend ſeien. Deshalb ſind 
unſere Erwartungen auch in dem vorliegenden Fall nicht groß. Das 
Zentrum, das ſeine ausſchlaggebende Stellung behalten hat, neigt am 
wenigſten dazu, die Elſaß-Lothringer, in denen es ſchon Zukunfts— 
verbündete ſieht, in einer für ſie wichtigen Frage vor den Kopf 
zu ſtoßen und wird deshalb ſicherlich fortfahren, ihm auch ein 
paar politiſche Gefälligkeiten zu erweiſen, die es ſelbſt nichts koſten. 

Dies führt uns auf einen Punkt, der bisher, ſo viel wir 
wiſſen, noch gar nicht beſprochen worden iſt, weil er der modernen 
individualiſtiſchen Empfindung zu weit abliegt, ihr zu ſchroff wider— 
ſpricht, als daß ſelbſt Politiker von ausgeſprochen nationaler Ge— 
ſinnung ſich an ihn herantrauen ſollten. Wir meinen die grund— 
ſätzliche Ausſchließung der reichsfremden Elemente von dem Recht 
der Mitbeſtimmung über Angelegenheiten, welche das Intereſſe der 
deutſchen Nation nach außen hin berühren und von dieſen Ele— 
menten deshalb in unfreundlichem Sinn beurteilt werden. Die 
Diktatur iſt deshalb eine Einrichtung, mit der man nicht ſo achtlos 
umgehen ſollte, als es thatſächlich geſchieht. Sie müßte für die 
Reichslande unzweifelhaft noch beſtehen. Die Beteiligung der 
Eljaß-Lothringer an den Wahlen zum Reichstage hat nicht zu der 
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erhofften Annäherung an Alt-Deutjchland geführt, ſondern iſt von 
1871 bis zum heutigen Tage lediglich dazu benutzt oder vielmehr 
mißbraucht worden, um der inneren Abneigung der Bevölkerung 
gegen uns entſprechenden Ausdruck zu geben, und nichts läßt 
annehmen, daß ſich in dieſer Richtung eine Umwandlung vorbe— 
reite. In ihren eigenen beſonderen Angelegenheiten mögen die 
Elſaß⸗Lothringer ja ihr Selbſtbeſtimmungsrecht behalten, dagegen 
haben wir nichts. Erklärte Widerſacher aber dürfen nicht das 
Recht haben, in unſeren Sachen mit zu reden und ſich dabei regel— 
mäßig auf die Seite der nationalen Gegner zu ſtellen. Wenn 
das auch anderswo ſo gehalten wird, wenn z. B. die Irländer im 
engliſchen Unterhauſe unter Gladſtone und Lord Roſebery 
eine ausſchlaggebende Stellung haben einnehmen können, ſo braucht 
das uns Deutſche nicht zu kümmern, denn ein Widerſinn an ſich bleibt 
es, mag derſelbe auch die Billigung der „feinſten“ Politiker finden. 

Schwieriger würde ſich die Anwendung dieſes Grundſatzes im 
Oſten und Norden geſtalten, weil es dort nicht möglich wäre, 
zwiſchen deutjch-freundlichen und deutſch-feindlichen Elementen hin— 
länglich ſcharf zu unterſcheiden. Immerhin aber könnte beſtimmt 
werden, daß kein Abgeordneter, der ſich „notoriſch“ d. h. durch ſeine 
praktiſche Haltung zu den Polen und Dänen bekennt, an Ab— 
ſtimmungen über Fragen militäriſcher und nationaler Art beteiligen 
dürfte. Als nationale Fragen wären die zu betrachten, die die 
Kolonial- und Flottenpolitik, ſowie handelspolitiſchen Beziehungen 
zum Auslande betreffen. Den Sozialdemokraten wäre dieſelbe 
Einſchränkung aufzulegen, weil ſie ſich als grundſätzliche Wider— 
ſacher des nationalen Staates bekennen, und ſo lange ſie dies durch 
die That beweiſen. 

Wir wiſſen wohl, daß alle derartigen Vorſchläge noch auf 
lange hinaus nicht die mindeſte Ausſicht haben, ernſt genommen 
zu werden. Man würde ſie ſogleich unter die Rubrik der „Aus— 
nahmsgeſetze“ bringen, und damit wäre alles geſagt. Gegen ihre 
innere Zuläſſigkeit beweiſt das indeſſen nichts, und ihre äußere 
Anwendbarkeit würde keine beſonderen Schwierigkeiten bieten. Es 
käme lediglich darauf an, genau zu umgrenzen, was unter „natio— 
nalen und militäriſchen Angelegenheiten“ zu verſtehen wäre. Im 
einzelnen Fall aber ergiebt ſich das, wenn der Grundſatz als 
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ſolcher feſtſteht, ganz von ſelbſt. Daß z. B. die Polen keinen 
Anſpruch haben können, mit darüber zu beſtimmen, ob die deutſchen 
Schulen im Auslande vom Reiche unterſtützt werden ſollen und in 
welcher Höhe, braucht nicht erſt weitläufig erörtert zu werden; 
denn ihre Stellung zu dieſen Dingen iſt von vornherein bekannt 
und kann keinen Augenblick bezweifelt werden. Dasſelbe gilt von 
den Sozialdemokraten. In der alten ſtändiſchen „itio in partes“ 
haben wir übrigens ein Beiſpiel dafür, wie der geſunde Menſchen⸗ 
verſtand in ſolchen Lagen verfährt, nur könnte hier freilich keine 
Gegenſeitigkeit in Frage kommen. Die deutſche Nation kann den 
Feinden, die in ihrem Bereiche leben, nicht geſtatten, Sonder— 
intereſſen öffentlich rechtlicher Art geltend zu machen. Ein Vor— 
gehen, wie es hier ſkizziert worden iſt, würde überdies den großen, 
praktiſchen Vorteil haben, daß unſere Stellung nach außen durch 
innere Parteigegenſätze und Beſtrebungen nicht mehr gefährdet 
werden könnte, wie es zur Zeit noch immer nicht ausgeſchloſſen 
erſcheint. Werden die Reichsfeinde und Sozialdemokraten von der 
Mitbeſtimmung ausgeſchloſſen, ſo hört ihre Gefährlichkeit in dieſem 
Punkte auf; das aber iſt das Wenigſte, was die Idee der nationalen 
Gemeinbürgſchaft verlangen müßte. Einſtweilen, wie geſagt, hätten 
wir uns auf kühl verächtliche Abweiſung gefaßt zu machen, die 
höchſtwahrſcheinlich bis tief in die Mittelparteien herein reichen 
würde. So ſtark ſind die Vorurteile eingewurzelt, die dem mo— 
dernen Individualismus noch immer zu gute kommen und keine 
Verletzung perſönlicher Rechte dulden. Davon lebt ja auch die 
Partei, welche ſich die Unterdrückung des Individualismus zum 
Grundſatze macht, eigentlich allein; denn niemand wird uns ein— 
reden wollen, daß die heutige Sozialdemokratie, innerlich entgeiſtigt 
wie ſie iſt, einer bewußt und kraftvoll durchgeführten Iſolierung 
durch die bürgerlichen Parteien auf die Dauer zu widerſtehen ver— 
möchte. Wohl aber vermag ſie den Kampf ſo lange fortzuſetzen, 
als jene Parteien weich und rührſelig genug ſind, ihr alle Vorteile 
von „Sonne und Wind“ bereitwillig zu überlaſſen, wie ſie es ja 
auch den „geborenen“ Reichsfeinden gegenüber thun. Daß dieſe, 
wenn ſie die Macht hätten, anders verfahren würden, wird kein 
Kundiger bezweifeln. Polen und Dänen würden alle die Maß⸗ 
nahmen, deren Anwendung von unſerer Seite, ſo ungenügend milde 
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fie iſt, als „Barbarei“ bezeichnen, fie mit rückſichtsloſer Härte zur 
Anwendung bringen und ſehr zu vervollſtändigen verſtehen. Die 
Dänen haben das in den Jahren nach der Niederwerfung Schles⸗ 
wig⸗Holſteins 1851—1864 reichlich bewieſen; was die Polen auf 
dieſem Gebiet zu leiſten vermögen, des iſt ihr brutales Verfahren 
gegen die Ruthenen in Oſtgalizien Zeuge. Es iſt aber das ſchwerſte 
Ding in der Welt, die Deutſchen gegen Mißhandlung auf dem 
nationalen Gebiet in Harniſch zu bringen, während es nicht die 
geringſte Mühe macht, ſie ob der Verletzung von ſogenannten 
„Freiheitsrechte“ in Erregung zu verſetzen. Deshalb erhebt ſich über 
Derartiges zwiſchen den deutſchen Parteien unausgeſetzt heftiger 
Streit; es iſt gar nicht möglich, ſie zur Zurückdrängung der natio⸗ 
nalen Gegner unter einer Fahne zu ſammeln. Jede Anregung 
dieſer Art wird mit offenem Mißtrauen aufgenommen und ſogleich 
auf ſogenannte „Hintergedanken“ parteipolitiſcher Art unterſucht, 
die man natürlich regelmäßig findet. Damit iſt aber alles geſagt: 
an die Stelle eines mutigen Zuſammenhaltens tritt der häßlichſte 
häusliche Hader, über den ſich die gemeinſamen Widerſacher herzlich 
freuen. In dieſer Hinſicht haben ſich Zentrum und Freiſinnige, 
ja ſelbſt Nationalliberale nicht viel vorzuwerfen. Die Art des 
Vorgehens iſt faſt immer dieſelbe kleinliche, von Geſichtspunkten 
untergeordneter Art bedingte, ſtets bereit, das einſeitigſte Partei⸗ 
intereſſe zum ausſchlaggebenden Moment zu machen. Hier wird 
namentlich von der Preſſe unendlich viel geſündigt; wer kein geübter 
Politiker iſt, vermag ſich durch die Wolken der Entſtellungen und 
Verdächtigungen nicht hindurchzuarbeiten, die die einfachſten That— 
ſachen und Vorgänge verhüllen. Das iſt aber, wie leider zugegeben 
werden muß, eine Eigentümlichkeit der Deutſchen, die ſich ſonſt 
nirgends auf der Erde wieder findet, und uns deshalb in den 
Augen des Auslandes um ſo mehr ſchadet. Was dort 1866 und 
1870—71 zu unſeren Gunſten wirkte, war vor allem der Eindruck, 
daß die Deutſchen ſich über den an ihnen gewohnten Mangel an 
Nationalgefühl und „Korpsgeiſt“ trotz alledem zu erheben ver— 
möchten, wenn es ſein müſſe. Dieſer Eindruck hat aber nicht 
lange vorgehalten, keinesfalls Bismarcks Rücktritt überdauert. 
Damals zeigte ſich ſogleich, daß ſein gewaltiger Nimbus unendlich 
vieles verdeckt hatte, was ganz dazu angethan war, uns den Nach⸗ 
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barn in dem alt bekannten Lichte zu zeigen. Deshalb iſt es mit 
unſerem Anſehen in der Welt von 1890 an raſch abwärts ge— 
gangen; erſt die jüngſte Zeit ſcheint ſich einem Aufſchwunge wieder 
günſtiger zu erweiſen; weniger freilich, weil die Nation als ſolche 
größeres Selbſtbewußtſein zu entwickeln anfinge, als weil die 
Regierung nach dem Ausſcheiden des Freiherrn v. Marſchall 
und der Ernennung des Herrn v. Bülow zum Leiter der aus— 
wärtigen Angelegenheiten zu den Überlieferungen Bismarcks zurück— 
zukehren beginnt. Die Zeit von 1890—1897 trug den Charakter 
eines „ataviſtiſchen“ Rückfalls in Zuſtände, die zwar grundſätzlich 
überwunden waren, gleichwohl aber in der Erinnerung fortlebten 
und die weniger mächtigen Perſönlichkeiten in dieſem Sinn be— 
herrſchten. Einen ſubjektiven Vorwurf bedeutet das nach keiner 
Seite. Niemand, mit Ausnahme weniger bevorzugter Naturen, 
kann über den Vorſtellungskreis und die Vorſtellungen hinaus, 
die ſeine entſcheidenden Jahre erfüllen. Von einer kleinſtaat⸗ 
lichen Diplomatie konnte man deshalb gerechterweiſe kein volles 
Verſtändnis für die Bedürfniſſe einer Großmacht erſten Ranges 
erwarten. Kein Menſch von einigem Gerechtigkeitsſinn hat einen 
ſolchen Vorwurf denn auch jemals erhoben. Zu ſachlicher Unzu— 
friedenheit aber war während jener Tage allerdings Grund genug 
vorhanden, und wenn dieſelbe nur bei einem Bruchteil der maß— 
gebenden Parteien zum Ausdruck gekommen iſt, ſo lehrt das aufs 
neue, wie ſehr anderweitige Intereſſen die nationalen Rückſichten 
bei uns noch überwuchern. Freiherr v. Marſchall iſt als Haupt⸗ 
förderer der Handelsvertragspolitik von den Liberalen aller Fär— 
bungen thatſächlich als ihr Mann behandelt worden, obwohl ſeine 
Erfolge auf dem auswärtigen Gebiet ſich durchweg als negative 
erwieſen und es z. B. eigentlich als ein Wunder anzuſehen iſt, 
daß von unſeren überſeeiſchen Erwerbungen doch noch genug übrig 
geblieben iſt, um mit der Zeit vielleicht doch etwas daraus machen 
zu können. Wenn der Reichskanzler ſelber coram publico erklärte, 
daß er „kein Kolonialmenſch“ ſei, und jede ſeiner Handlungen 
zeigte, daß er dieſem Zweige der Bismarck'ſchen Politik kühl bis ins 
Herz hinein gegenüberſtehe, ſo konnte man in der That jeden 
Augenblick den endgültigen Verzicht auf einen Beſitz erwarten, der 
von den leitenden Perſönlichkeiten ſelbſt lediglich als Laſt em— 
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pfunden wurde. Unter ähnlichen Eindrücken iſt ja vor etwa 200 
Jahren die Kolonialpolitik des Großen Kurfürſten nach ſchönen 
Anfängen bald zu nichte geworden. Die Erinnerung an deutſche 
Seegewalt war in der That faſt gänzlich erſtorben. In Preußen 
wie in ganz Deutſchland galt die Sage, daß wir nur zu Lande 
etwas vermöchten; da allerdings ſehr viel, und das konnte der 
Kolonial- wie der Flottenſache unmöglich zu gute kommen, weil es 
die Auffaſſung zuließ, daß gerade die Abweiſung aller überſeeiſchen 
Beſtrebungen in nationalem Sinn das Richtige träfe. Wo der 
geſunde Inſtinkt, wie bei uns überbildeten Deutſchen, nicht mehr 
ſtark genug iſt, da können ſich in der That auch auf dieſem Gebiet 
große Meinungsverſchiedenheiten erheben, ohne daß man berechtigt 
wäre, ſich gegenſeitig den guten Willen abzuſprechen. Mit dem 
guten Willen allein iſt hier aber ſehr wenig gethan; alles kommt 
darauf an, ihn in die geeigneten Bahnen zu lenken. Dazu hat 
von jeher ungeheuer viel gehört; die Politik iſt ſtets die ſchwerſte 
aller Künſte geweſen. Unter den furchtbar verwickelten Verhält⸗ 
niſſen der Gegenwart aber, die die ganze Welt in den Bereich der 
Erwägungen ziehen, hat ſie ſich zu einer Aufgabe geſtaltet, der die 
Kraft keines Einzelnen, wenn man es genau nimmt, mehr genügt, 
am wenigſten aber da, wo es an Gewöhnung und Übung faſt voll⸗ 
ſtändig fehlt. Bismarck, der auch in dieſem Sinn zu den „Über- 
menſchen“ zählt, hatte uns mitten in eine Lage hineingeführt, die 
nur ein ſolcher zu meiſtern vermochte; was Wunder da, daß ſeine 
nächſten Nachfolger ſich vor unüberwindlichen Schwierigkeiten ſahen? 
Ihre Kollegen in den Nachbarländern waren an ſich keineswegs 
befähigter als ſie; allein ſie fußten auf einer älteren Überlieferung 
und Anpaſſung an die Erforderniſſe der Zeit, wie ſie ſich aus der 
allmählichen Umwandlung der maßgebenden Momente ganz von 
ſelbſt ergiebt, ohne allerdings vor groben Mißgriffen zu ſchützen; 
denn dieſe begegnen uns in der Gegenwart überall. Staats- 
männer, die ſich eine überragende Autorität zu ſichern wüßten, 
trifft man deshalb nirgends mehr an. Eine zum mindeſten relative 
Mittelmäßigkeit iſt faſt durchweg am Ruder und vermag ſich ver⸗ 
gleichsweiſe noch am leichteſten zu behaupten. Denn die ihrem 
eigenen Weſen nach mittelmäßige Menge verfolgt jede hervorragende 
Erſcheinung mit einem, wenn auch nicht immer vollbewußten, ſo 
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doch unverkennbaren Haß, und dieſe Empfindung jehen wir in dem 
Maße wachſen, als ſich das Selbſtgefühl der ſich allmählich über 
ihren öffentlichen Einfluß klar werdenden unteren Klaſſen ſteigert. 
In einer nicht geringen Zahl von Wahlkreiſen iſt es bei uns jetzt ſchon 
ſo weit, daß ſonſt ſehr geeignete Kandidaten nicht aufgeſtellt werden 
können, nur weil ſie einen adeligen Namen tragen; je klangvoller 
dieſe Namen und die etwa dazu gehörenden Titel aber ſind, deſto 
größere Abneigung rufen ſie hervor. 

Dies indeſſen nur nebenbei; denn mit dem Gegenſtand unſerer 
Erörterungen hat das alles unmittelbar nichts zu thun; ein mittel— 
barer Zuſammenhang aber läßt ſich allerdings nicht verkennen; 
denn jede demokratiſche, der Autorität abgeneigte Entwicklung hat 
ſich, bei uns wenigſtens, dem nationalen Gedanken bisher ſtets mehr 
oder weniger feindlich erwieſen. Die deutſchen „Volksmänner“ ſind 
zu allen Zeiten Schleppenträger des Auslandes geweſen, ſie haben 
immer für alle möglichen Nationalitäten geſchwärmt, nur nicht für 
die eigene. Und das dauert ja auch noch heute fort, denn, wie 
wir geſehen, neigen Sozialdemokratie und Freiſinnige, wenn ſchon 
mehr aus Gründen parteipolitiſcher als ideal-weltbürgerlicher 
Natur, ſehr ſtark dahin, die Polen bei den Wahlen gegen die 
deutſchen Konſervativen und Agrarier zu unterſtützen, in der Hoff— 
nung, dafür hie und da eine kleine Gegenleiſtung einzuheimſen. 
Die demokratiſchen, ja ſelbſt ausgeſprochen ſozialiſtiſchen Parteien 
anderer Länder, beſonders der romaniſchen und ſlaviſchen, wiſſen 
in dieſer Hinſicht eine ungleich würdigere Haltung zu bewahren. 
In der franzöſiſchen Abgeordnetenkammer treten die Sozialiſten 
unter Umſtänden ſogar durch einen beſonders ſtark ausgeprägten 
Chauvinismus hervor, keinesfalls aber würden ſie ſich dem Aus— 
lande gegenüber durch irgend eine andere Gruppe an feuriger 
Vaterlandsliebe überbieten laſſen. Bei uns findet ein ganz anderer 
Wettlauf ſtatt. Die Sozialdemokraten im Reichstage ringen um 
die Palme im antinationalen Sinne und laſſen es bei keiner Ge⸗ 
legenheit an den gemeinſten Beſchimpfungen der Nation und des 
Vaterlandes und Königtums fehlen. Das alles aber hören die 
Vertreter der Nation mit Ausnahme der Rechten ruhig an; 
„Deutſchland“ iſt der großen Maſſe der Deutſchen eben noch immer 
kaum viel mehr als ein unbeſtimmter Begriff; die Einzelländer 
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erſcheinen nach wie vor als die eigentlichen Träger des patriotiſch— 
monarchiſchen Gefühls. Kein Sozialdemokrat dürfte es wagen, 
Bayern oder Sachſen in der Weiſe anzugreifen, wie er es dem 
Reiche gegenüber ungeſtraft thut. Thatſächlich kommt Derartiges 
nicht vor; nur an dem Kaiſer ſucht man ſich dafür ſchadlos zu 
halten, und da eben haben die Konſervativen die Koſten der Ver— 
teidigung zu tragen; wenn die Nationalliberalen ſich der Sache 
annehmen, geht es dabei recht „matt akademiſch“ zu. Sie ſelbſt 
aber ſcheinen davon nichts zu merken; das Ganze läßt ſie eben 
innerlich unberührt, regt ihre Galle nicht ſonderlich auf und ſchlägt 
auch in der nationalen Preſſe meiſt keine hohen Wellen. Die 
mangelnde Empfindung kann man aber durch nichts erſetzen; ſie 
iſt das Erzeugnis der Geſchichte und kann ſich nur mit dieſer 
ſelbſt entwickeln. Deutſchland iſt bis 1871 in Wahrheit nie etwas 
anderes geweſen als ein durch das Band der gemeinſamen Sprache 
zuſammengehaltenes Bündel verſchiedener Stämme, die ſich vielfach 
ohne jede Sympathie und ganz verſtändnislos gegenüberſtanden. 
Daß dies aber in einem Menſchenalter anders werden konnte, wird 
im Ernſt doch niemand glauben. Gleichwohl hören wir fort und 
fort von einer Zunahme des deutſchen Nationalbewußtſeins als 
von einer bereits vollbrachten Thatſache reden, während ſich bis 
jetzt noch nichts anderes zeigt als ein gewiſſes Verſtändnis für 
gemeinſame Bedürfniſſe, da man nun doch einmal politiſch zu— 
ſammen gehört. Schon das berechtigt zu der Hoffnung, daß ſich 
daraus mit der Zeit mehr entwickeln werde; noch aber ſind wir 
nicht ſo weit, und auch unſere Söhne werden kaum dahin gelangen, 
vielleicht iſt bei den Enkeln, wenn alles gut geht, deutſches Blut 
in ihren Adern zu ſpüren, d. h. nicht bloß auf dem Wege der 
Reflexion, ſondern unmittelbar, inſtinktiv, wie es ſich ſonſt überall 
von ſelber verſteht, weil alle anderen Völker im nationalpolitiſchen 
Sinn viel älter ſind als wir, obwohl wir eine faſt zweitauſend— 
jährige Geſchichte hinter uns haben und es, ſo angeſehen, mit 
ihnen allen aufnehmen könnten. Was hier in Betracht kommt, iſt 
aber nicht die Länge der Zeit, ſondern ihr Gebrauch. Die Nach— 
barn haben ſich ſeit Jahrhunderten einheitlich zu organiſieren ver— 
ſtanden, während wir es, wie geſagt, trotz unſerer äußerſt un— 
günſtigen geographiſchen Lage niemals über eine ganz loſe, unzu— 
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reichende Verbindung hinauszubringen vermochten, die als ſolche 
auch keine national-erzieheriſche Wirkung haben, kein lebendiges 
Gemeinbürgſchaftsbewußtſein erzeugen konnte. Das ſoll erſt nach— 
geholt werden; aber, geſtehen wir es offen, es iſt dazu ein wenig 
ſpät; denn neben der nationalen Strömung, die die heutige Welt 
beherrſcht, beginnt ſich auch eine ſehr ſtarke internationale Bewegung 
zu zeigen, und das könnte die Deutſchen bei ihrer weltbürgerlichen 
Naturanlage leicht wieder auf Abwege führen. Jedenfalls wird 
es ſie ſchwerlich zu der ausſchließlich nationalen Denkweiſe gelangen 
laſſen, die noch heute das Geheimnis der engliſchen Weltmacht— 
ſtellung iſt, obwohl ſie ſich vielleicht abzuſchwächen beginnt. 
Dasſelbe kann auch bei den heutigen Franzoſen wahrgenommen 
werden, die alles in allem bei weitem nicht mehr ſo „einſeitig“ ſind, 
als ihre Väter und Großväter waren. Immerhin bleibt bei den 
einen wie bei den andern noch recht viel übrig, denn ſie haben 
etwas Gehöriges zuzuſetzen. Wenn wir aber mitten im national 
abſtumpfenden Weltgetümmel dieſer Tage erſt gewinnen ſollen, was 
jene Mühe haben, zu behaupten — wie mögen die Ausſichten da 
wohl ſein? Ja, wenn wir nicht obendrein in einem Durchgangs- 
lande wohnten, das als ſolches der Tummelplatz zahlloſer Fremden 
ſein muß und immer mehr wird! Im Sommer zumal wird ein 
nicht geringer Teil Deutſchlands, namentlich in den national ohnehin 
beſonders gleichgültigen katholiſchen Teilen des Weſtens und Südens, 
thatſächlich faſt zum „Hotel“ oder zur „Penſion“. Überall aber ſpielen 
die Ausländer die führende Rolle; nach ihnen richtet ſich alles, ihre 
Wünſche erſcheinen zahlreichen Leuten, auch wenn ſie nicht un— 
mittelbar intereſſiert ſind, nahezu als Geſetz, man kommt ihnen 
namentlich auch in Bezug auf die Sprache ſo weit als man irgend 
kann, entgegen. Ob dabei etwas Deutſches übrig bleibt, iſt die 
geringſte Sorge, desgleichen oft genug die Rückſicht auf die 
deutſchen Beſucher ſelbſt, von denen man vielfach mit Recht an— 
nimmt, daß ſie ſich die Zurückſetzung ſchon gefallen laſſen werden. 
Hat ſich daran ſeit Wiedererſtehen des Reiches irgend etwas 
geändert und gebeſſert? Wir glauben, es iſt mit der gewaltigen 
Zunahme des Verkehrs eher ſchlimmer geworden. Nur von der 
Schmach der „Spielhöllen“ ſind wir befreit, ſonſt ſind nach dieſer 
Richtung in nationalem Sinne keine Fortſchritte zu bemerken. Nach 
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wie vor, ja in noch größerem Maße als ehedem, drängt ſich der 
Deutſche zum Kellnerdienſt in der ganzen Welt; keineswegs nur 
auf dem heimiſchen Boden. Aus dieſen international abgeſchliffenen, 
vielfach auch abgebrühten, um jede Spur von nationaler Empfin⸗ 
dung gebrachten Elementen aber rekrutiert ſich der deutſche Gaſt— 
wirtsſtand zum guten Teil; was Wunder, wenn ſich da nur wenig 
Neigung zeigt, dem Auslande gegenüber größeres Selbſtgefühl zu 
entfalten? Noch immer tragen unſere Gaſthöfe franzöſiſche oder 
engliſche Namen, noch immer ſpielen im inneren Dienſt der Haupt— 
ſache nach fremde Sprachen die erſte, jedenfalls aber die vor- 
nehmſte Rolle. Die feinſten Geſchäfte dieſer Art behandeln das 
Deutſche als „Küchenſprache“, deren man ſich anſtändiger Weiſe nur 
hinter den Kouliſſen bedient. Dieſelbe Bevorzugung des Fremden 
findet ſich auch im kaufmänniſchen Verkehr noch viel. Während 
die deutſche Gewerbethätigkeit auf der weiten Erde mit der eng⸗ 
liſchen wetteifert, wird uns zu Hauſe das britiſche Erzeugnis 
noch immer als das ſelbſtverſtändlich beſſere angeboten. Auf dem 
Sportplatz hört man mit Vorliebe engliſche Wendungen brauchen, 
und die Rennpferde tragen meiſt engliſche Namen. Deutſche 
Mode wagt ſich nirgends hervor, der franzöſiſche Nimbus beſteht 
ungeſchmälert fort; daneben iſt neuerdings vielfach auch England 
getreten, deſſen Sitten und Gebräuche einem Teil der müßigen 
Herrenwelt als Geſetze gelten. In der Kunſt und Litteratur end- 
lich tragen wir dem Auslande hingebender als je die Schleppe. 
Unſer Naturalismus iſt nichts als blaſſe Nachahmung der Fran⸗ 
zoſen, und auf unſeren internationalen Ausſtellungen ſtaunen wir 
die Mittelmäßigkeiten der Nachbarländer an, deren abgethane 
Bühnengrößen ſich, ſo gut es geht, mit dem Beifall zu tröſten 
ſuchen, den man ihnen bei uns noch immer freudig ſpendet. .. 
Über dieſe und ähnliche Erſcheinungen ließe ſich noch viel ſagen, 
ganze Bücher könnte man darüber ſchreiben, ohne den Gegenſtand 
zu erſchöpfen. Wir müſſen uns aber auf flüchtige Andeutungen 
beſchränken, und wollen an dieſer Stelle nur noch ein Moment 
herausheben, das allerdings nicht im engeren Sinn hieher gehört, 
die ſchwächſte Seite alles deutſchen und germaniſchen Weſens aber 
ſo ſcharf beleuchtet, daß es volle Beachtung verdient. 

In Belgien kämpfen die Vlamen ſeit mehr als einem 
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Menſchenalter um die Gleichberechtigung ihrer Sprache mit dem 
Franzöſiſchen, deſſen ſich nur eine Minderheit der Wallonen als 
Mutterſprache bedient, während es gleichwohl als Staats- und 
Amtsſprache gilt. Hierbei haben ſie ſchon ſeit geraumer Zeit bei 
uns wenn nicht werkthätige Beihilfe, ſo doch ausgeſprochene Sym— 
pathien gefunden. Statt ſich dafür nun aber erkenntlich zu zeigen, 
verfolgen die Vlamen alles Deutſche mit förmlichem Haß und 
ſuchen die von den 40000 Belgiſchen erſtrebte Anerkennung ihrer 
Sprache als dritte Amtsſprache (wohlgemerkt nur für den luxem— 
burgiſchen Teil des belgiſchen Gebiets) um jeden Preis zu hinter— 
treiben, während die Wallonen ihrerſeits zwar das Deutſche, nicht 
aber das Vlamiſche nach dem Franzöſiſchen dulden möchten. So 
hat es kommen können, daß die Deutſchen ſich mit der förmlichen 
Bitte an den König Leopold II. gewendet haben, dem von beiden 
Häuſern des Parlaments angenommenen Antrag auf Anerkennung 
des Vlamiſchen als zweiter Amtsſprache die Genehmigung zu ver— 
ſagen! Wenn es noch einer beſonderen Bekräftigung der alten 
Wahrheit bedurfte, daß die Deutſchen — denn das ſind ja auch 
die Vlamen, mögen ſie es nun zugeben oder nicht — ihre eigenen 
ärgſten Feinde ſind, ſo wird ſie durch dieſen Vorgang erbracht, der 
ganz dazu angethan iſt, die Gegner des Deutſchtums in aller Welt 
förmlich zu entzücken. Die Hauptſchuld tragen in dieſem Fall die 
Vlamen, aber auch die Luxemburger Deutſchen haben ſich keines— 
wegs einwandsfrei benommen. So weit durften ſie nicht gehen, 
den König um Ablehnung des Geſetzes zu bitten. Dieſen uner— 
freulichen Erſcheinungen laſſen ſich gewiß auch manche hoffnungs— 
reiche entgegenſtellen. Im Ganzen iſt die Haltung unſerer Preſſe 
dem Auslande gegenüber doch etwas feſter und ſelbſtbewußter ge— 
worden und die eben gerügten Mißſtände werden mehr und ſchärfer 
als ſonſt gerügt, wenn die Kritik meiſt ihren Zweck auch nur aus— 
nahmsweiſe erreicht. Nicht minder ſind die Beſtrebungen der ver— 
ſchiedenen Vereinigungen nationaler Art zielbewußter geworden, 
als ſie urſprünglich waren, und haben ſo viel z. B. doch erzielt, 
daß die deutſchen Schulen im Auslande von Reichswegen jetzt eine 
höhere, wenn auch noch keineswegs genügende Beihilfe erhalten und 
die Konſuln von Amtswegen beauftragt ſind, ſich dieſer Einrichtungen 
anzunehmen. Bis vor kurzem kümmerte ſich das Reich um dieſe 
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Schulen nur in jo weit, als es ihnen auf beſonderen Antrag eine 
gewiſſe Unterſtützung gewährte. Daß es ſie jetzt unter ſeine beſondere 
Obhut nimmt, iſt als ein ſehr weſentlicher Fortſchritt zu betrachten, 
wenn auch, wie ſchon geſagt, bei uns noch immer viel zu wenig geſchieht. 
Italien und Frankreich leiſten in dieſer Hinſicht ungleich mehr, und 
letzteres zumal hat das nicht zu bedauern. Am ganzen levantiniſchen 
Mittelmeer wird das Franzöſiſche von allen Gebildeten als Umgangs— 
ſprache benützt und die Kenntnis desſelben dringt immer weiter vor, 
während das Deutſche erſt in dritter Reihe erſcheint. Dasſelbe kann 
auch anderswo beobachtet werden. Die Fremden ſind ganz bereit, 
deutſch zu lernen; aber unſere eigene Gleichgültigkeit gegen das natio— 
nale Intereſſe läßt es in zahlreichen Fällen nicht dazu kommen, in 
anderen, kaum weniger zahlreichen iſt unſer allzu ſchüchternes Auf⸗ 
treten und unſer Mangel an Verſtändnis für die Bedeutung des 
Außerlichen daran ſchuld. Dennoch, wie geſagt, fängt es in dieſer 
Hinſicht an, langſam beſſer zu werden. Die Frage iſt nur, ob dieſe 
Langſamkeit angeſichts der verdoppelten Anſtrengungen unſerer ver— 
schiedenen Mitbewerber nicht am Ende doch alles verdirbt. Überall 
werden unſere Bewegungen jetzt mit Argusaugen bewacht und man 
traut uns Dinge zu, von denen wir ſelber kaum zu träumen wagen. 
So hat z. B. die Beſetzung von Kiautſchau in der ganzen Welt einen 
gewaltigen, nachhaltigen Eindruck gemacht, wahrſcheinlich einen viel 
größeren als in Deutſchland ſelbſt, wo noch immer die Wenigſten 
wiſſen, was man ſich unter „Weltpolitik“ zu denken habe. Alles 
iſt dementſprechend in Bewegung geraten. Ruſſen, Engländer, 
Japaner, Franzoſen machen ſich auf, ihr Teil an der chineſiſchen 
Beute einzuheimſen. Wenn das Ende nur nicht iſt, daß wir, wie 
in Afrika wieder raſch außer Atem kommen, während jene ihr Ziel 
unentwegt verfolgen! 

Ja, es iſt noch alles halb und unfertig bei uns. Wir fangen 
eben erſt an, aus dem langen Schlaf dreier Jahrhunderte zu er— 
wachen. Darüber täuſche man ſich nicht. Bis vor kurzem haben 
unſere großen Männer für uns wachen müſſen. Sie, die das 
Reich gebaut, ſind zwei Jahrzehnte lang ſeine Hüter geweſen. Seit 
bald einem Jahrzehnt aber ſtehen wir auf eigenen Füßen, nun 
gilt es zu zeigen, daß wir darauf vorwärts zu gehen wiſſen. 


